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Beteiligung nach § 3 Abs. 1 BauGB

Im Rahmen der Beteiligung der Offentlichkeit sind keine Stellungnahmen eingegangen.

Beteiligung nach § 4 Abs. 1 BauGB
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A Abwéagung der Stellungnahmen

A.1 Regierung von Oberbayern — Brand- & Katastrophenschutz 08.05.2024

Stellungnahme

(..) bei der Aufstellung und Anderung von Flichennutzungspldnen und Bebauungsplénen sind fiir den durch
die Gemeinde sicherzustellenden Brandschutz — Art. 1 des Bayer. Feuerwehrgesetzes — grundsdtzlich
folgende allgemeine Belange des abwehrenden Brandschutzes (Durchfiihrung wirksamer Léscharbeiten und
Rettung von Personen) zu iiberpriifen und bei Bedarf im Benehmen mit dem Kreisbrandrat durchzufiihren:

1. Die dffentlichen Verkehrsflichen sind so anzulegen, dass sie hinsichtlich der Fahrbahnbreite,
Kurvenkriimmungsradien usw. mit den Fahrzeugen der Feuerwehr jederzeit und ungehindert befahren
werden kénnen. Die Tragfdhigkeit muss dazu fiir Fahrzeuge bis 16 t (Achslast 10 t) ausgelegt sein. Hierzu
wird auch auf die DIN 14 090 ,Flidchen fiir die Feuerwehr auf Grundstiicken” verwiesen. Es muss
insbesondere gewdhrleistet sein, dass Gebdude ganz oder mit Teilen in einem Abstand von héchstens 50 m
von den déffentlichen Verkehrsflichen erreichbar sind. Bei Sackgassen ist darauf zu achten, dass die sog.
,Wendehammer” auch fiir Feuerwehrfahrzeuge benutzbar sind. Zur ungehinderten Benutzung ist ein
Wendeplatzdurchmesser von mind. 18 m, fiir Feuerwehreinsdtze mit einer Drehleiter DL(K) 23-12 ein
Durchmesser von mind. 21 m erforderlich. Gegebenenfalls sind Verkehrsbeschréinkungen (Halteverbot) zu
verfiigen.

2. Steht kein Hydrantennetz nach den Technischen Regeln des Deutschen Vereins des Gas- und Wasserfaches
e.V. (DVGW) - Arbeitsbldtter W 331 und W 405 — zur Verfiigung, sind in der Alarmierungsplanung geeignete
wasserfiihrende Fahrzeuge einzuplanen. Ggf. kénnen zusdétzliche Fahrzeuge mit Sonderléschmitteln oder
Sondergeriten erforderlich sein. Daher sind der Kommandant der 6rtlich zustdndigen Freiwilligen Feuerwehr
sowie der zustdndige Kreisbrandrat des Landkreises Ebersberg zu beteiligen.

3. Damit im Schadensfall ein Ansprechpartner des zustdndigen Unternehmens erreicht werden kann, ist am
Zufahrtstor deutlich und dauerhaft die Erreichbarkeit eines Verantwortlichen fiir die bauliche Anlage
anzubringen und der értlichen Feuerwehr mitzuteilen.

4. Es ist vom Betreiber ein Feuerwehrplan nach DIN 14 095 in Abstimmung mit der zustdndigen
Brandschutzdienststelle des Landkreises Ebersberg (Kreisbrandrat) anzufertigen und der értlichen
Feuerwehr zur Verfiigung zu stellen. Fiir die Objektplanung (Alarmplanung) ist von der Gemeinde eine
eindeutige Alarmadresse zuzuordnen.

Im Ubrigen verweisen wir auf die "Planungshilfen fiir die Bauleitplanung", Fassung 2020/2021,
herausgegeben vom Bayerischen Staatsministerium fiir Wohnen, Bau und Verkehr, insbesondere auf den
Abschnitt Il 3 Nr. 35 -Brandschutz-.
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Wir haben uns nur aus der fachlichen Sicht des Brandschutzes gedufBert und diese AufSerung innerhalb der
Regierung nicht abgestimmt.

Abwaédgungsvorschlag der Verwaltung

Zul.:

Der Geltungsbereich liegt im Norden direkt an der Gemeindeverbindungsstralle von Lindach zur
ST2061. Es ist davon auszugehen, dass diese auch den Anspriichen einer Feuerwehrbefahrbarkeit
genlgt. Innerhalb der Anlage sind keine entsprechenden Geb&dude vorgesehen.

Zu2.:
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Der Bebauungsplan steht dem nicht entgegen. Die
Feuerwehr bzw. der Kreisbrandrat wurden beteiligt.

Zu 3.:
Es handelt sich um einen Hinweis zum Betrieb. Dieser wird zur Kenntnis genommen und dem
Vorhabentrdger tGbermittelt.

Zu4.:
Der Hinweis zum Bauvollzug wird zur Kenntnis genommen und dem Vorhabentrager Gbermittelt.

Beschlussvorschlag

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Eine Anpassung der Planung ist nicht erforderlich.

Abstimmungsergebnis:

Ja-Stimmen: 16
Nein-Stimmen: 0
Personlich beteiligt: 0
Anwesende Mitglieder: | 16

A.2 Regierung von Oberbayern — 24.2 Landes- & Regionalplanung 27.05.2024

Stellungnahme
(...)

Planung:

Die Gemeinde Anzing beabsichtigt im Parallelverfahren die Ausweisung eines Sondergebietes mit der
Zweckbestimmung ,Photovoltaik” gemdfs § 11 BauNVO. Das Planungsgebiet (Gréfe ca. 19,2 ha)
befindet sich nérdlich des Gehdfts Auhofen sowie nérdlich der Bundesautobahn A94 und westlich der
Staatsstraffe 2081. Im giiltigen Fléichennutzungsplan der Gemeinde sind die Fléchen als Fldche fiir die
Landwirtschaft dargestellt.

Erfordernisse der Raumordnung:
Gemdf3 LEP 1.3 (G) soll den Anforderungen des Klimaschutzes Rechnung getragen werden,

insbesondere durch (...) die verstéirkte ErschlieSung, Nutzung und Speicherung erneuerbarer Energien
und nachwachsender Rohstoffe sowie von Sekunddrrohstoffen.
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Gemdf LEP 3.3 (Z) sind neue Siedlungsfléchen méglichst in Anbindung an geeignete Siedlungseinheiten
auszuweisen.

Gemdf3 LEP 6.2.1 (Z) sind erneuerbare Energien dezentral in allen TeilrGumen verstéirkt zu
erschliefsen und zu nutzen.

Gemdf3 LEP 6.2.3 (G) sollen Freiflichen-Photovoltaikanlagen vorzugsweise auf vorbelasteten
Standorten realisiert werden. An geeigneten Standorten soll auf eine Vereinbarkeit der Erzeugung von
Solarstrom mit anderen Nutzungen dieser Fléchen, insbesondere der landwirtschaftlichen Produktion
sowie der Windenergienutzung, hingewirkt werden.

Gemdfs RP 14 B | (Z) 1.3.3 ist der regionale Biotopverbund durch Siedlungsvorhaben und gréfSere
InfrastrukturmafSnahmen nicht zu unterbrechen, aufler durch Planungen und MafiSnahmen im
Einzelfall, sofern sie nicht zu einer Isolierung bzw. Abriegelung wichtiger Kernlebensrdume fiihren und
der Artenaustausch ermdéglich bleibt.

Gemdfs RP 14 B Il (Z) 4.6.1 dienen regionale Griinziige der Verbesserung des Bioklimas und der
Sicherung eines ausreichenden Luftaustausches, der Gliederung der Siedlungsréume, der
Erholungsvorsorge in Siedlungsgebieten und siedlungsnahen Bereichen. Die regionalen Griinziige
diirfen (iber die in bestehenden Fldchennutzungsplénen dargestellten Siedlungsgebiete hinaus nicht
geschmdlert und durch gréfiere InfrastrukturmafSnahmen nicht unterbrochen werden. Planungen und
Mafnahmen sind im Einzelfall und zur organischen Entwicklung von Nebenorten mdéglich, soweit die
jeweilige Funktion gemdf3 Absatz 1 nicht entgegensteht.

Landesplanerische Bewertung:

Die Planung ist vor dem Hintergrund der Nutzung erneuerbarer Energien aus landesplanerischer Sicht
ausdriicklich zu begriiffen. GemdfS der Begriindung zum LEP-Ziel 3.3. sind Freifléchen-
Photovoltaikanlagen (...) keine Siedlungsfldchen im Sinne dieses Ziels.

Das Planungsgebiet liegt vollstdndig im regionalen Griinzug Nr.: 15 , Griingiirtel Miinchen-Ost bei
Poing”“. GemdfS der Begriindung zum o.g. Regionalplanziel ist fiir diesen eine extensive
Erholungsvorsorge mit der Zweckbestimmung Verfiigbarkeit und Nutzbarkeit siedlungsnaher,
landschaftlich geprdgter Bereiche fiir die Naherholung vorgesehen. Dariiber hinaus besteht die
Notwendigkeit einer d&kologischen Aufwertung des Naturraumes neben bereits bestehender
erholungswirksamen Einrichtungen sowie der Erschliefung weiterer extensiver Erholungsmég-
lichkeiten. Der Griinzug stellt einen , Freiraumglirtel” dar, der als grofsrumige, regionale Zonierung
bzw. Abgrenzung der Siedlungslandschaften im ,,Miinchner Osten” fungiert.

Im vorliegenden Fall nimmt der Umgriff der Planung annéihernd die Hdlfte der Griinzugs-Breite ein, was
mit einer erheblichen Schmdlerung einhergeht. Perspektivisch kommt daher dem Erhalt in Zukunft
besondere Bedeutung zu. Dies ist vor allem vor dem Hintergrund der Siedlungsgliederung zwischen
Markt Schwaben und Anzing wichtig. Um dem Schwerpunkt der Erholungsfunktion sicher zu stellen, ist
zwingend darauf zu achten, den Zugang zu erholungsspezifischen Wegebeziehungen zu erhalten (keine
durchgehende Einzéunung etc.) sowie eine entsprechende Einbettung in die Landschaft zu
gewdhrleisten. Auch vor dem Hintergrund des westlich angrenzenden regionalen Biotopverbundes ist
dies bedeutungsvoll, damit Kernlebensrédume zugdnglich und Artenaustausch méglich bleiben.

Laut der vorgelegten Begriindung ist durch die geplante PV-Anlage keine Verschlechterung der
klimatischen Funktion zu erwarten. Eine extensive Griinlandbewirtschaftung wirke sich glinstig
gegeniiber der ackerbaulichen Nutzung auf das Kleinklima aus. Erholungswege wiirden nicht
zerschnitten. Zur Einbindung in die Landschaft werde die PV-Anlage umfangreich eingegriint.

Aus landesplanerischer Sicht wird die Vorbelastung des geplanten Standortes durch die StaatsstrafSe St
2081 lediglich als mdfig eingestuft. Aus unserer Sicht wéire es diesbeziiglich deutlich zielfiihrender, den
Standort entweder an die weiter siidlich verlaufenden Autobahn A94 oder an die nérdlich verlaufende
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110-kv-Leitung (ggf. potentielle Einspeiseméglichkeit) zu verlagern. Wir bitten die Gemeinde Anzing,
dies entsprechend zu priifen.

Ergebnis:
Die Planung entspricht nur unter der Voraussetzung den Erfordernissen der Raumordnung, sofern sie
den o.g. Funktionen des o.g. regionalen Griinzuges nicht entgegensteht.

Abwdgungsvorschlag der Verwaltung

Die aufgefiihrten Erfordernisse der Raumordnung sind in der Begriindung bereits weitgehend
dargestellt und in der Abwéagung bericksichtigt. Die Ziele des LEP 3.3 (Z) sowie dies RP 14 B 1(Z) 1.3.3
sollten in der Begriindung ergdnzt und entsprechend in die Abwadgung eingearbeitet werden.

Zu landesplanerischer Bewertung:

Eine PV-Anlage ist, insbesondere im Hinblick auf das Landschaftsbild und die Schutzfunktionen eines
Regionalen Griinzugs, nicht mit einer Bebauung gleichzusetzen. Im Rahmen der vorliegenden Planung
ist eine intensive Eingriinung der Anlage vorgesehen. Somit kann es vor dem Hintergrund der relativ
ebenen Topographie gut in die Landschaft eingebunden werden.

Erholungswirksame Wegebeziehungen bestehen heute im Geltungsbereich nicht. Es besteht lediglich
einen Landwirtschaftliche Fahrt, welche von Auhofen nach Norden fiihrt und hier ohne Anschluss an
das Ubrige Wegenetz endet. Somit fuhrt auch eine vollumfangliche Einzaunung der Anlage zu keinen
Einschrankungen der Erholungsfunktion.

Der Biotopverbund entlang des Henningbaches im Westen der Anlage wird in die Eingrinung der
Anlage integriert und aufgewertet. Eine Zuganglichkeit fiir Kleinsdaugetiere und sonstige Arten
erscheint hier auch mit einer Einzaunung der Anlage moglich. Ein Vorkommen von Grof3sdaugern auf
der Flache ist durch die Infrastruktureinrichtungen der Umgebung und die grolRen Abstdnde zu
Waldflache nicht zu erwarten. Dennoch werden nun Wilddurchlasselemente in den Einzaunungen
vorgesehen.

Im Rahmen der Planung wurden unterschiedliche Standorte fiir eine entsprechende Entwicklung
geprift. Eine Entwicklung weiter nérdlich erschien auf Grund der zur Verfligung stehenden Flachen
nicht méglich. Die Einspeisung entsprechender Anlagen kann im Ubrigen nicht direkt in das
Hochspannungsnetz erfolgen. Dem folgend ist ohnehin ein Anschluss an das Umspannwerk in
Marktschwaben erforderlich.

Auch Standorte entlang der Autobahn standen kurzfristig nicht zur Verfliigung. Unter Rickgriff auf das
in §2 EEG verankerte Uberragende 6ffentliche Interesse entsprechender Anlagen und die ebenfalls dort
verankerte zeitliche Komponente hat die Gemeinde sich fir die Entwicklung an der hier
gegenstindlichen Stelle entschieden. Die zeitliche Dringlichkeit ergibt sich im Ubrigen auch aus den
jeweiligen Sektorzielen des KSG. Dariiber hinaus ist darauf hinzuweisen, dass es sich vor dem
Hintergrund der in den vorgenannten Gesetzten enthaltenen Regelungen auch nicht um einen
Entscheidung zwischen unterschiedlichen Standorten handelt. Durch die Entscheidung fiir die hier
gegenstandliche Planung sind Entwicklungen an anderen Standorten, z.B. entlang der Autobahn nicht
ausgeschlossen oder zur Erreichung der Ziele des KSG unnotig.

Beschlussvorschlag

Das Ziel des LEP 3.3 (Z) sowie das Ziel B 1 (Z) 1.3.3 des RP 14 sind in der Begriindung zu erginzen.
Dariiber hinaus wird die Stellungnahme zur Kenntnis genommen. Es ist eine Festsetzung zur
Aufnahme von Wilddurchlasselementen zu treffen. Weitere Anpassungen der Planung sind nicht
erforderlich.
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Abstimmungsergebnis:

Ja-Stimmen: 16
Nein-Stimmen: 0
Personlich beteiligt: 0
Anwesende Mitglieder: | 16

A.3 Eisenbahn-Bundesamt 10.05.2024

Stellungnahme

(...) Das Eisenbahn-Bundesamt ist die zusténdige Planfeststellungsbehérde fiir die Betriebsanlagen und
die Bahnstromfernleitungen (Eisenbahninfrastruktur) der Eisenbahnen des Bundes. Es priift als Tréiger
Offentlicher Belange, ob die zur Stellungnahme vorgelegten Planungen bzw. Vorhaben die Aufgaben
nach § 3 des Gesetzes liber die Eisenbahnverkehrsverwaltung des Bundes beriihren.

Die Belange des Eisenbahn-Bundesamtes werden von der o.g. Planung nicht bertihrt. Insofern bestehen
keine Bedenken.

Bitte beachten Sie, dass das Eisenbahn-Bundesamt nicht die Vereinbarkeit aus Sicht der Betreiber der
Eisenbahnbetriebsanlagen und der Bahnstromfernleitungen priift. Die Betreiber dieser Anlagen sind
méglicher Weise betroffen. Ich empfehle daher, die DB InfraGO AG, DB Immobilien, Kompetenzteam
Baurecht, Region Siid, Barthstrafse 12, 80339 Miinchen (ktb.muenchen@deutschebahn.com) am
Verfahren zu beteiligen, sofern nicht bereits geschehen. Diese Stelle libernimmt die Koordination der
jeweils betroffenen Unternehmensbereiche und die Abgabe einer gesamten Stellungnahme fiir den
Konzern der Deutschen Bahn bei Bauleitplanungen und Bauvorhaben Dritter.

Abwagungsvorschlag der Verwaltung
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Die DB Infra GO AG wurde bisher nicht am Verfahren
beteiligt. Sie wird jedoch im Rahmen des Verfahrens nach §4 Abs. 2 BauGB am Verfahren beteiligt.

Beschlussvorschlag

Die DB InfraGO AG ist im Rahmen des Verfahrens nach §4 Abs. 2 BauGB zu beteiligen.

Dariiber hinaus wird die Stellungnahme zur Kenntnis genommen. Eine Anpassung der Planung ist
nicht erforderlich.

Abstimmungsergebnis:

Ja-Stimmen: 16
Nein-Stimmen: 0
Personlich beteiligt: 0
Anwesende Mitglieder: | 16

A.4 Landratsamt Ebersberg — untere Naturschutzbehdrde 13.06.2024

Stellungnahme

(...) Eine abschliefSende Beurteilung d. Planung aus naturschutzfachlicher u. —rechtlicher Sicht ist erst
nach Vorliegen d. Ergebnisse der speziellen artenschutzrechtlichen Priifung (saP) méglich. Davon
abgesehen bestehen zum jetzigen Planungsstand die folgenden Hinweise, Einwdnde und Bedenken:

1. Grundiiberlegungen fiir eine naturvertrdgliche Standortwahl
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Der gestiegene Bedarf an sog. Erneuerbarer Energie ist aus Sicht des Naturschutzes unstrittig und in
der vorliegenden Planung ausreichend begriindet. Doch wenngleich Freiflichen-PV-Anlagen keine
Fldchenversiegelung im klassischen Sinne darstellen, so entziehen sie dennoch der Natur und Land-
schaft, aber auch der Landwirtschaft die Fldchen. Durch eine intensive Photovoltaikiiberdeckung der
freien Landschaft findet eine tiefgreifende Verdnderung statt, die die allgemeinen Schutzbestimmun-
gen und den Identitdtsbegriff von Eigenart, Vielfalt und Schénheit unserer Heimat fordert.

Zur Schonung von Natur u. Landschaft u. in der Umsetzung des allgemeinen Staatsziels zur Reduzie-
rung d. Fléchenverbrauchs sollten PV-Anlagen daher méglichst auf Gebduden u. auf vorbelasteten
Standorten platziert werden. Dieser Leitgedanke steht im Einklang mit der Forderung der Landwirt-
schaft, Grund u. Boden als wichtige landwirtschaftliche Produktionsfléiche zu schonen.

Aus naturschutzfachlicher u. landespflegerischer Sicht sind Standorte fiir die Errichtung v. PV-Anlagen
daher besonders geeignet, wenn sie folgenden Kriterien entsprechen:

1. Nutzung vorhandener Gebdudepotentiale (Dédcher, Wiinde, Parkfldchen, insbes. von Gewer-
befldchen)

Anbindung an vorhandene, fléichige Siedlungsstrukturen (z.B. Gewerbegebiete)

Nutzung von Konversionsfléichen

Anbindung an vorhandene grofSficichige Verkehrsstrukturen

Nutzung vorbelasteter Landschaftsteile im AufSenbereich als Energiehéfe (z.B. Kompostanla-
gen, Biogasanlagen usw.)

Lk Wi

Der Naturschutz spricht sich in diesem Zusammenhang dafiir aus, wann immer méglich vorrangig
Dachpotentiale fiir die Installation von Photovoltaikanlagen zu nutzen und Anreize fiir deren Installa-
tion auch auf bestehenden Gebdiuden zu schaffen.

2. Eingriff in Natur u. Landschaft

Teile des Vorhabens stellen eine erhebliche Beeintréichtigung der Leistungs- und Funktionsféhigkeit des
Naturhaushaltes sowie des Landschaftsbildes gemdfs § 14 BNatSchGi. V. m. § 7 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG
dar und sind gemdfs § 13 BNatSchG vorrangig zu vermeiden. Nicht vermeidbare Beeintrichtigungen
sind gemdfs § 15 Abs. 2 BNatSchG auszugleichen bzw. zu ersetzen.

Hinsichtlich d. Eingriffs in das Landschaftsbild ist dabei anzumerken, dass die Lage in einem regionalen
Griinzug u.E. erh6hte Anforderungen an die Vermeidungsmafsnahmen, d.h. an den Umfang u. an die
Qualitdt der Eingriinung stellt.

3. Drohender Lebensraumverlust durch dauerhafte Umzdunung d. Anlage

Aufgrund dessen, dass es sich um eine Stromerzeugungsanlage handelt, sind Solarfelder grundsétzlich
vor unbefugtem Zutritt zu schiitzen. Dies erfolgt i.d.R. durch einen Maschendrahtzaun, obwohl dieser
mit einfachstem Werkzeug durchschnitten und iiberwunden werden kann.

Mit die gréfsten Vorbehalte seitens des Naturschutzes gegen Freiflcichen PV-Anlagen bestehen auf-
grund der i.d.R. dauerhaften Umzdunung der Areale. Selbst wenn ein Zaunabstand zum Boden ein-
gehalten wiirde, welcher dem Durchmesser einer Betonrohrfalle fiir den Fuchs entspricht (25-30cm) u.
somit eine Unterquerung d. Zauns fiir Wildtiere bis Fuchsgréfie sichergestellt ist, stellt die Umzdunung
der grof3fiichigen Anlagen einen enormen Lebensraumverlust flir die heimische Fauna dar.

Flir gréfSere Tiere wie Rehe ist ein solcher Zaun ndmlich nicht (iberwindbar. Fiir Kleinséuger ist der Zaun
bei entsprechender Bodenfreiheit zwar grundsétzlich durchgéngig. Jedoch sind zum Erhalt der
Durchgdingigkeit wiederkehrende Pflegemafinahmen notwendig. Der Abstand zum Boden wird an-
sonsten in kiirzester Zeit mit einem Grasfilz durchwachsen welcher die Durchgéingigkeit erschwert oder
sogar gdnzlich zunichtemacht.

Aus unserer Sicht macht die Pflanzung einer dichten, dornigen Hecke die dauerhafte Errichtung einer
Umzdunung obsolet. Eine solche Hecke hat den Vorteil, dass sie fiir Kleintiere u. Wild weiterhin
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durchgdngig bleibt. Fiir den Menschen stellt eine Hecke aus Stréuchern wie Weif3- u. Schwarzdorn im
Unterschied zu einem Maschendrahtzaun jedoch u.E. ein nahezu uniiberwindbares Hindernis dar.
Diese Erkenntnis hat sich nach Riicksprache mit Hrn. Engl von der Erzeugergemeinschaft fiir Energie in
Bayern eG offenbar auch bei der Bayerischen Versicherungskammer zwischenzeitlich durchgesetzt. Eine
Freifldichen-PV-Anlage, die lediglich bis zur fertiggestellten Entwicklung einer dichten Eingriinung mit
einem Wildschutzzaun umzéunt bleiben soll, ist It. Hrn. Engl bereits in Betrieb.

Wir méchten daher die dringende Empfehlung aussprechen, diesen Weg bei der geplanten Errichtung
der PV-Anlage zu verfolgen und dazu erforderlichenfalls in versicherungstechnischen Fragen in Kon-takt
mit der Erzeugergemeinschaft fiir Energie in Bayern zu treten (Hr. Engl, Tel. 08745-964921-2).

Sollte seitens der Gemeinde oder seitens der Versicherungsgesellschaft dennoch auf die Errichtung
einer dauerhaften Umzédunung bestanden werden, so gibt es auch die Mdglichkeit sog. ,,Reh-Durch-
schlupfe”im Zaun zu installieren; vgl. dazu https://www.wochenblatt-dlv.de/politik/gruenes-licht-fuer-
rehdurchschlupf-pv-freiflaechen-573084 .

Wir bitten um die Aufnahme geeigneter Festsetzungen in die Satzung um die dauerhafte Nutzung der
gesamten Freifldichen PV-Anlage als Lebensraum fiir Wildtiere inkl. Rehwild sicherzustellen.

4. Eingriffsermittlung u. Eingriffsminimierung

Bei der Eingriffsermittlung wurde der Ausgangszustand A11 Intensiv bewirtschafteter Acker mit zwei
Wertpunkten je m? bilanziert (vgl. Umweltbericht S. 29/60). Wir bitten um Beachtung, dass Biotopty-
pen mit einem Biotopwert zw. 1 und 5 gemdf3 Leitfaden pauschal mit drei Wertpunkten je m? zu bilan-
zieren sind (vgl. Leitfaden S. 19, Abb. 9). Wir empfehlen die konsequente Anwendung d. Leitfadens.
Die Planung sieht als MinimierungsmafSnahme die Einsaat u. Entwicklung von extensivem Griinland auf
der gesamten Fldche, auch zwischen den Modulreihen, vor. Unserer Erfahrung nach ist die Entwicklung
einer Bliihwiese in den Zwischenfeldern aufgrund der Verschattung durch die Solarmodule héchst
fraglich. Erschwerend kommt hinzu, dass die Pflege der wenige Meter breiten Gassen nur mo-
tormanuell mit hohem Aufwand mdéglich ist. Der Ackerboden ldsst einen hohen Unkrautdruck erwar-
ten. Die zur Etablierung einer Krdutermischung erforderliche Entwicklungspflege kann durch Bewei-
dung nicht sichergestellt werden, sodass die dargestellte Planung besonders in den ersten Jahren einen
hohen und kostenintensiven Pflegeaufwand bei ungewissen Erfolgsaussichten erwarten ldsst.

Vor diesem Hintergrund raten wir dazu, im Sinne einer optimalen Ausnutzung des zur Verfligung ste-
henden Raumangebots die maximal mégliche Belegung der Fldche mit Photovoltaikmodulen anzu-
streben, und auf die aufwdndige Entwicklung u. Pflege einer lichtbediirftigen Bliihwiese innerhalb der
Anlage zu verzichten. Die durch den Wegfall dieser Vermeidungsmafinahme erhéhte Eingriffsintensi-
tdt sollte durch eine grofSziigige Eingriinung minimiert u. durch eine Reduktion d. Planungsfaktors bei
der Eingriffsermittlung beriicksichtigt werden (z.B. 10% anstelle der aktuell geplanten 20%).

Eine dhnliche Strategie wird in aktuellen Planungen u.a. in der Gemeinde Grafing verfolgt (PV Anlage
Nettelkofen).

Wir bitten in diesem Zusammenhang um Beachtung, dass die langjdhrig gelibte Mindestanforderung
an eine Eingriinung im Landkreis Ebersberg zur Minimierung d. Eingriffs in Landschaftsbild u. Natur-
haushalt aus einer zweireihigen Strauchpflanzung auf einer Breite von fiinf Metern besteht (Pflanzab-
stand 2 Meter). Wenn diese Eingriinung zusdtzlich als AusgleichsmafSnahme anerkannt werden soll,
sollte die Gesamtbreite der Ausgleichsfléiche deutlich iiber die Mindestbreite von fiinf Metern fiir die
Eingriinung hinausgehen. In der Regel wird im Landkreis Ebersberg eine Gesamtbreite von zehn Me-
tern fiir die Kombination aus Vermeidungsmafnahme u. Ausgleichsfliche angestrebt (z. B. Sportge-
ldnde Afling). Die tlw. Breite d. Ausgleichsfléichen von lediglich sechs Metern im Rahmen der vorlie-
genden Planung halten wir daher fiir zu gering und bitten um Anpassung an die landkreisiiblichen
Verhdiltnisse.

5. Planung der externen Ausgleichsfldche

Die Planung d. externen Ausgleichsfliche auf FINr. 1554 sieht die Anlage eines 1.760m? grofien
Waldmantels angrenzend an den siidlich gelegenen Waldbestand vor. Nach Riicksprache mit der
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Forstverwaltung wdre dieser Teil der Ausgleichsfliche zweifellos dem Wald zuzurechnen. Der Eingriff
erfolgt jedoch im Offenland. Daher sollen vorrangig die beeintréichtigten Funktionen d. Offenlands
wiederhergestellt werden (§ 15 Abs. 2 BNatSchG). Da der Waldrand zudem bereits jetzt einen ge-
buchteten und abwechslungsreichen Verlauf aufweist, bitten wir von der Anlage des dargestellten
Waldmantels abzusehen und an dessen Stelle einen 20 Meter breiten Schmetterlings- u. Wildbienen-
saum (z.B. von Rieger Hofmann) nach Herstellerangaben anzusden u. zu pflegen. Dieser soll im Un-
terschied zum Rest der Fldche lediglich 1x pro Jahr im Herbst gemdht werden und steht somit den
Wildtieren wdhrend der Aufzuchtzeit als ungestérter Riickzugsraum zur Verfiigung.

Zur Abstimmung d. Pflegekonzepts bitten wir um Kontaktaufnahme durch das Planungsbiliro.

Abwaédgungsvorschlag der Verwaltung

Die Ergebnisse der artenschutzrechtlichen Priifung liegen nun vor und wurden bereits direkt mit dem
LRA Ebersberg — untere Naturschutzbehorde sowie mit der héheren Naturschutzbehorde abgestimmt.
Die Bebauungsplanunterlagen sind entsprechend zu ergdnzen. Insbesondere sind CEF-
MaBnahmenflachen erforderlich und im Bebauungsplan festzusetzen.

Zu l.

Da es sich bei eine PV-Anlage um einen Eingriff handelt, kann dies nachvollzogen werden. Auch das
hier negative Auswirkungen auf das Landschaftsbild entstehen.

Nicht ganzlich nachvollziehbar erscheint jedoch, warum eine PV-Anlage auf einem heute intensiv
landwirtschaftlich genutztem Acker der ,Natur” Flachen entziehen soll. Auch bei intensiv
landwirtschaftlich genutzten Flachen handelt es sich bereits um keine ,,natirlichen Flachen”. Ob durch
die Nutzung als PV-Freiflachenanlage hier ein weiteres zuriickdrdangen des ,natilirlichen Charakters”
der Flache erfolgt, erscheint zumindest zweifelhaft.

Auch die Gemeinde Anzing forciert den Ausbau von Photovoltaikanlagen auf Dachern. Im Rahmen der
derzeit 187 PV-Anlagen auf Dachern ist eine installierte Leistung von 3,3 MWp vorhanden. Im Rahmen
der nun vorgesehenen Anlage ist eine Leistung von ca. 25 MWp vorgesehen. Somit zeigt sich, dass ein
ausreichender Ausbau von PV-Flachen nicht alleine auf Dachern bewerkstelligt werden kann.
Entsprechende Siedlungseinheiten, welche zur Anbindung gréRerer Photovoltaikanlagen geeignet
waren gibt es in  Anzing nicht. Darliber hinaus ist darauf hinzuweisen, dass
Freiflachenphotovoltaikanlagen nicht dem Anbindegebot entsprechend LEP-Ziel 3.3 unterliegen.
Auch Konversionsflachen in ausreichender Grof3e liegen in Anzing nicht vor.

Eine Anbindung der Flachen an die Autobahn wurde geprift. Jedoch standen kurzfristig keine
entsprechenden Standorte zur Verfliigung.

Auch entsprechende andere Nutzungen im Aullenbereich, welche sich fir die Anbindung einer
entsprechenden Anlage eignen wiirden, gibt es in Anzing nicht.

In einer Gesamtbetrachtung der zur Verfligung stehenden Flachenpotenziale in Anzing hat sich die
Gemeinde somit zur Entwicklung der nun gegenstandlichen Flache entschieden. Dies erfolgt
insbesondere vor dem Hintergrund das nach §2 EEG Anlagen zur Erzeugung erneuerbarer Energie in
Uberwiegendem o6ffentlichen Interesse liegen und hier auch ein zeitlicher Faktor zu hinterlegen ist. Der
zeitliche Faktor ergibt sich insbesondere auch aus dem KSG.

Zu2.:
Im Rahmen der Planung ist bereits eine umfangliche Eingriinung vorgesehen, welche auch die
besondere Lage der Anlage in einem regionalen Griinzug bericksichtigt.

Zu 3.

Die Entwicklung einer Dornenhecke als Schutz vor dem unbefugten betreten erscheint nicht
ausreichend. Insbesondere da dies von der Mehrzahl der Versicherer nicht als ausreichend erachtet
wird. Um dennoch die Barrierewirkung fiir groRBere Tiere, z. B. Wild zu minimieren, sollte eine
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Festsetzung zu Wilddurchldassen ergdnzt werden. Je angefangenen 200 m Zaun sollte ein
Wilddurchlasselement vorgesehen werden.

Zud.:

Am 05.12.2024 wurden seitens des Bayerischen Staatsministeriums fiir Wohnen, Bau und Verkehr
neue Hinweise zur bauplanungsrechtlichen Eingriffsregelung fiir PV-Freiflachenanlagen veroffentlich.
Die im Bebauungsplan vorgenommene Abhandlung der Eingriffsregelung wurde auf dieser Basis
Uberarbeitet.

Die vorgebrachten Hinweise zur Ausgleichsermittlung sind somit obsolet.

Entsprechend dieses neuen Leitfadens ist keine Entwicklung der Flache mehr als maRig extensives,
artenreiches Grinland (G212) zwingend notwendig. Dennoch soll die Flache, insbesondere aus
Grinden des Bodenschutzes sowie des Natur- und Landschaftsschutzes entwickelt werden. Dem
folgend wird dennoch eine Flache entsprechende als Grinland angestrebt. Hier kann bei der genauen
Auswahl des Saatgutes nun darauf Ricksicht genommen werden, fir die konkrete Anlagenauslegung
geeignete Mischungen zu verwenden.

Eine weitere Verdichtung der Anlage erscheint aus Aspekten des Erhalts einer gewissen dkologischen
Funktion der Flache nicht sinnvoll. Der Vorhabentrager wurde auf den ggf. erhéhten Pflegeaufwand
der Flache hingewiesen.

Ausgleichsbreite:

In der Arbeitshilfe produktionsintegrierte KompensationsmaBnahmen (PIK) des Bayerischen
Landesamts flir Umwelt sind entsprechende Feldgehdlze bereits ab einer Breite von 6 m als Ausgleich
vorgesehen. Diese Arbeitshilfe ist im hier gegenstandlichen Fall zwar nicht direkt giiltig, kann aber aus
fachlicher Sicht hilfsweise herangezogen werden. Dem folgend kann auch eine Eingriinung mit einer
Breite von 6 m als Ausgleich (Landschaftsbild) herangezogen werden. Abweichende
Mindestanforderungen fiir den Landkreis Ebersberg kdnnen hier nicht nachvollzogen werden, da es
sich bei der Eingriffsregelung um eine aus Bundesgesetzten folgende Regelung handelt.

Zu 5.

Wie zu Punkt 4 bereits im Detail ausgefihrt, liegt seit dem 05.12.2024 seitens des Bayerischen
Staatsministeriums fir Wohnen, Bau und Verkehr nun eine neue Grundlage fir die
Ausgleichsermittlung von PV-Freiflachenanlagen vor.

Dem folgend ist flr die hier gegenstandliche Anlage kein naturschutzrechtlicher Ausgleich im
eigentlichen Sinne mehr notwendig. Es ist lediglich ein Ausgleich im Hinblick auf das Schutzgut
Landschaftsbild und ggf. im Hinblick auf den Artenschutz erforderlich. Somit wird auf die vormals
vorgesehene Ausgleichsflache verzichtet.

Beschlussvorschlag

Das Planungskonzept ist im Hinblick auf die Belange des Artenschutzes zu iiberarbeiten. Die
Abarbeitung der naturschutzrechtlichen Ausgleichsregelung ist entsprechend der Hinweise des
Bayerischen Staatsministeriums fiir Wohnen, Bau und Verkehr durchzufiihren und die Planung
entsprechend anzupassen. Dariiber hinaus wird die Stellungnahme zur Kenntnis genommen.
Weitere Anpassungen der Planung sind nicht erforderlich.

Eine erneuter Beschluss zur Integration von Wilddurchlasselementen ist nicht erforderlich. Dies
wurde bereits zu A.2 verbeschieden.
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Abstimmungsergebnis:

Ja-Stimmen: 16
Nein-Stimmen: 0
Personlich beteiligt: 0
Anwesende Mitglieder: | 16

A.5 Landratsamt Ebersberg — Wasserrecht, staatl. Abfallrecht, Immission. 12.06.2024

Stellungnahme

(...) Die in der Bekanntmachung v. 02.05.2024 genannten Flurnummern 1568, 1569 und 1570, sowie
Teilfléichen

der Flurnummern 1550, 1562, 1563 und 1566 der Gemarkung Anzing sind derzeit nicht im
Altlastenkataster fiir den Landkreis Ebersberg eingetragen.

Bei Hinweisen auf schédliche Bodenverdnderungen sind das Landratsamt Ebersberg (Fachbereich
Bodenschutzrecht — Hr. Knoll) und das Wasserwirtschaftsamt Rosenheim (Altlasten und vorsorgender
Bodenschutz — Hr. Schramm) unverziiglich zu verstdndigen.

Forderung:

Das Wasserwirtschaftsamt Rosenheim hat festgestellt, dass im Plangebiet besonders leistungsfihige
und empfindliche Béden betroffen sind. Zudem ist aufgrund der Lage in der planreifen Zone Il (weitere
Schutzzone) zur Sicherung der Schutz-, Filter- und Pufferfunktionen des Bodens die Einhaltung
bodenschutzfachlicher Vorgaben in besonderem MafSe geboten.

Im Rahmen der bodenschutzrechtlichen Vorsorgepflicht nach § 7 Satz 4 Bundes-Bodenschutzgesetz
i.V.m der Ermdichtigungsgrundlage nach § 4 Abs. 5 Bundes-Bodenschutzverordnung verlangt die untere
Bodenschutzbehérde beim Landratsamt Ebersberg fiir das o.g. Vorhaben die Vorlage eines
Bodenschutzkonzeptes und die Beauftragung einer bodenkundlichen Baubegleitung nach DIN 196389.

Die DIN 19639 "Bodenschutz bei Planung und Durchfiihrung von Bauvorhaben" findet Anwendung bei
Béden und Bodenmaterialien, die nach Bauabschluss wieder natiirliche Bodenfunktionen erfiillen
sollen. Baubegleitender Bodenschutz wird hierbei mit einem Bodenschutzkonzept und einer
Bodenkundlichen Baubegleitung (BBB) in den Phasen der Planung, Projektierung, Ausschreibung,
Ausflihrung und Zwischenbewirtschaftung geleistet.

Das Bodenschutzkonzept gem. DIN 19639 ist vorab mit dem Landratsamt Ebersberg (Fachbereich
Bodenschutzrecht) und dem Wasserwirtschaftsamt Rosenheim abzustimmen. Die Bodenkundliche
Baubegleitung gem. DIN 19639 erfolgt in der Ausfiihrungsphase.

Abwaédgungsvorschlag der Verwaltung

Auf Ebene der Bauleitplanung kann mit hinreichender Sicherheit davon ausgegangen werden, dass
eine PV-Freiflaichenanlage unter den im Bebauungsplan vorgesehenen Rahmenbedingen vollstandig
und ohne relevante negative Auswirkungen fiir die natiirliche Bodenfunktion riickgebaut werden kann.
Risiken und SchutzmaRRnahmen fir den Boden beziehen sich auf dieser Ebene liberwiegende auf den
Bau, den Betrieb und den Rickbau der Anlage. Somit erscheint die Erstellung eines
Bodenschutzkonzeptes im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens nicht zwingend erforderlich, wohl
aber vor Durchfihrung der MaRRnahmen.

Im Rahmen des Durchfiihrungsvertrages wird die Erstellung eines Bodenschutzkonzeptes und die
Durchfiihrung einer bodenkundlichen Baubegleitung verankert. Ebenfalls wird die Abstimmung und
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Information im Hinblick auf das Bodenschutzkonzept und die entsprechend Baubegleitung gegeniiber
dem Wasserwirtschaftsamt Rosenheim und dem Landratsamt Ebersberg vertraglich verankert.

Im Bebauungsplan sind entsprechende Hinweise, auch auf die Vertragliche Regelung aufzunehmen.
Die Begriindung ist entsprechend zur Uberarbeiten.

Beschlussvorschlag

Ein Bodenschutzkonzept und eine bodenkundliche Baubegleitung sind im Durchfiihrungsvertrag zu
verankern. Unter C.5 wird ein entsprechender Hinweis in die Planzeichnung aufgenommen. Die
Begriindung ist entsprechend zu ergdnzen. Dariiber hinaus sind keine Anpassungen der Planung
erforderlich.

Abstimmungsergebnis:

Ja-Stimmen: 16
Nein-Stimmen: 0
Personlich beteiligt: 0
Anwesende Mitglieder: | 16

A.6 Amt fur Erndhrung, Landwirtschaft & Forsten — Ebersberg-Erding 12.06.2024

Stellungnahme

(...) fir die Beteiligung an o.g. Planungsvorhaben bedanken wir uns. Das Amt fiir Erndhrung,
Landwirtschaft und Forsten (AELF) Ebersberg-Erding gibt eine gemeinsame Stellungnahme der Bereiche
Landwirtschaft und Forsten ab.

I. Landwirtschaftliche Stellungnahme (Frau Theresa Scherm):

Die Gemeinde Anzing hat den Bebauungsplan Nr. 57 ,Sondergebiet Photovoltaikanlage nérdlich
Auhofen” auf bisher landwirtschaftlich genutzten Fldchen in der Gemarkung Anzing mit einer
Gesamtfldche von ca. 19,23 ha beschlossen. Aus landwirtschaftlicher Sicht bestehen von Seiten des
Amtes fiir Ernéhrung, Landwirtschaft und Forsten Ebersberg-Erding, erhebliche Bedenken.

Nach dem Landesentwicklungsprogramm Bayern (LEP, Stand 1. Juni 2023) sollen landwirtschaftliche
Nutzfldchen erhalten werden, um eine vielfiltig strukturierte und bduerlich ausgerichtete
Landwirtschaft fiir die regionale Versorgung der Bevélkerung mit nachhaltig erzeugten Lebensmitteln,
erneuerbaren Energien und nachwachsenden Rohstoffen zu erhalten, zu unterstiitzen und
weiterzuentwickeln. Eine nachhaltige Land- und Forstwirtschaft ist wesentliche Grundvoraussetzung
fiir einen vitalen Iéndlichen Raum als eigenstdndiger Lebens- und Arbeitsraum.

Durch die vorgelegte Planung werden in erheblichem Umfang besonders hochwertige Ackerfléichen in
Anspruch genommen und damit der landwirtschaftlichen Nutzung entzogen. Mit Blick auf den
anhaltend hohen Fldchenverbrauch — in Bayern waren es im Jahr 2021 tdglich 10,3 ha — kommt dem
Erhalt von Flédchen, die fiir die landwirtschaftliche Nutzung besonders geeignet und wertvoll sind, eine
sehr hohe Bedeutung zu.

Aufgrund der hohen Bonitét und der klimatischen Gunstlage sind die Fldchen im Vorhabengebiet
besonders produktiv. Die Versorgung der Bevélkerung mit qualitativ hochwertigen regionalen
Lebensmitteln und Rohstoffen kann auf diesen Flichen bei den hervorragenden
Erzeugungsbedingungen besonders effektiv und nachhaltig gewdhrleistet werden, da ein hoher Ertrag
mit vergleichsweise geringem Mitteleinsatz erzielt werden kann.

Gemdf3 dem Landesentwicklungsprogramm Bayern (LEP, Stand 1. Juni 2023) sind landwirtschaftliche
Nutzfldichen in besonderem MafSe Anspriichen konkurrierender Nutzungen ausgesetzt. Gleichzeitig
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gewinnt eine nachhaltige, 6kologische und regionale Erzeugung aber an stetiger Bedeutung und erhéht
den Fldchenbedarf dafiir. Daher sind insbesondere auf-grund ihrer Bodengiite, Topographie,
Wasserverhdltnisse, Fldichenstruktur oder Erreichbarkeit fiir die landwirtschaftliche Bewirtschaftung
sowie fiir die Erzeugung regionaltypischer Sonderkulturen besonders geeignete Fldchen als
Vorranggebiete oder Vorbehaltsgebiete fiir die Landwirtschaft (VRG und VBG Landwirtschaft) in den
Regionalpldnen zu sichern.

Textliche Hinweise: D.2.4 Schutzgut Boden:
Der Geltungsbereich umfasst die Flurstiicke:
= Fl. Nr. 1568, Ackerzahl 63
Fl. Nr. 1569, Ackerzahl 63
Fl. Nr. 1570, Ackerzahl 63
= gréfStenteils die Fir. Nr. 1550, Ackerzahl 53
= sowie die Teilfldchen
= Fl. Nr. 1562 (TF) Griinlandzahl 52
= Fl. Nr. 1563 (TF), Ackerzahl 63
= Fl. Nr 1566 (TF), Ackerzahl 63
= Fl. Nr 1567 (TF), Ackerzahl 63
= Fl. Nr 1551 (TF), Ackerzahl 60,
die alle als Ackerflédchen bewirtschaftet werden.

Fiir den Landkreis Ebersberg liegt die flichengewichtete Mittelwertzahl von Griinland bei 42 und die
Ackermittelwertzahl bei 49. Aus fachlicher Sicht sind die aus der Reichsbodenschéitzung stammenden
Griinland- und Ackerwert-zahlen miteinander vergleichbar. D.h. bei einer Griinlandzahl von 52
entspricht dies auch einer Ackerzahl von ca. 52. Es handelt sich bei der in An-spruch genommenen
Fldche um landwirtschaftliche Béden mit sehr guter

Bonitéit, deren Ackerzahlen deutlich iiber den Durchschnittswert des Land-kreises Ebersberg
(Ackermittelwertzahl 49) liegen.

Diese sind laut Rundschreiben des Bauministeriums vom 10.12.2021 (,,Bau- und landesplanerische
Behandlung von Freifldchen-Photovoltaikanlagen”, Anlage Standorteignung) grundsdtzlich nicht
geeignete Standorte, also so-genannte Ausschlussfléichen.

Der Gemeinde Anzing wird empfohlen ein Standortkonzept insbesondere bei einer hohen Zahl von (zu
erwartenden) Ansiedlungswiinschen fiir PV-Freiflichenanlagen zu erarbeiten und zu beschliefen. Mit
einem Standort-konzept kann die Gemeinde eine aktive Rolle in der Férderung von Freifléichen-PV-
Anlagen (libernehmen und fiir die Gemeinde nicht geeignete Stand-orte hinsichtlich der zu
beriicksichtigenden agrarstrukturellen Belange (gute Bonitdten von landwirtschaftlichen Nutzfiéichen)
ausschliefSen. Zur Ermittlung von geeigneten Standorten hat das Bayerischen Staatsministerium fiir
Wohnen, Bau und Verkehr zur Bau- und landesplanerischen Behandlung von Freifléichen
Photovoltaikanlagen (Stand 10.12.2021) entsprechende Hinweise und Kriterien erarbeitet.

Dem Schutz des Bodens kommt eine grofSe Bedeutung zu. Durch Korrosion von Sténderelementen kann
es zu erh6hten Eintréigen von Zink in den Boden kommen. Es ist sicherzustellen, dass nach dem Riickbau
der Freiflichen-PV-Anlage wieder eine uneingeschrdnkte landwirtschaftliche Nutzung gewdbhrleistet ist
und durch den Bau- und Betrieb der PV-Anlage keine Besorgnis einer schédlichen Bodenverdnderung
hervorgerufen wird. Vorsorglich wird empfohlen Aufstinderungen ohne zinkhaltige Elemente zu
verwenden. Nach Ende der Freifldchen-PV-Nutzung soll die landwirtschaftliche Bewirtschaftung der
Fldchen wieder aufgenommen werden. Es ist daher bereits beim Bau darauf zu achten, dass dieser
bodenschonend ausgefiihrt wird (§ 202 BauGB, Schutz von Mutterboden). Insbesondere Verdichtungen,
Verunreinigungen und Umlagerungen des Bodens sind zu vermeiden, um die Funktionen des
Schutzgutes als Standort fiir landwirtschaftliche Nutzung zu erhalten (Bundes-Bodenschutzgesetz).
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Laut Hinweisen des StMI ist auf einen fachgerechten Umgang mit Boden gemdfS den
bodenschutzrechtlichen Vorgaben zu achten (1. 9., bb). So ist beispielhaft, um Verdichtungen
vorzubeugen, das Gelénde nur bei trockenen Boden- und Witterungsverhdltnissen zu befahren. Bei
ungiinstigen Bodenverhdltnissen und dennoch zwingend durchzufiihrenden Arbeiten sind
Schutzvorkehrungen zu treffen. Beispielsweise die Anlage von Baustrafsen und das Verwenden von
Maschinen mit geringem Bodendruck und grofier Reifenauflagefidche.

Die Bodenversiegelung ist auf das unbedingt notwendige Maf3 zu beschrinken (§ 1a Abs. 2 BauGB).Falls
es dennoch zu einer Uberplanung der Fléche kommt, bitten wir Sie, folgende landwirtschaftlichen
Belange in den Textlichen Hinweisen (u.a. bei D.2.8 Schutzgut Mensch — hier Landwirtschaft, D. 5.4
Schonender Umgang mit Grund und Boden und D.7.3 Eingriffsregelung), zu ergénzen:

1. Die Zufahrten zu den angrenzenden Fldchen miissen gewdhrleistet bleiben bzw. sichergestellt
werden. Eventuell weitere geplante Bepflanzungen entlang von Feldwegen miissen so gestaltet
werden, dass diese auch weiterhin mit landwirtschaftlichen Groffmaschinen ungehindert
befahren werden kénnen.

2. Auf die Grenzabstinde bei landwirtschaftlichen Grundstiicken nach Art. 48 AGBGB ist
hinzuweisen.

3. Der Abstand der Solarmodule zu den angrenzenden Grundstiicken ist liber den gesetzlichen
Vorschriften hinaus so zu bemessen, dass eine Beeintrdchtigung dieser Grundstiicke durch
Schattenwurf durch die Solarmodule ausgeschlossen ist (vor allem im Norden und Osten).

4. Durch die vorliegende Planung darf die Bewirtschaftung der angrenzen-den
landwirtschaftlichen Fldchen nicht eingeschrinkt werden. Der Be-treiber grenzt an
landwirtschaftliche Nutzfldchen an und hat deshalb Emissionen, Steinschlag und eventuelle
Verschmutzungen aus der Landwirtschaft (z.B. Staub) entschddigungslos hinzunehmen.
Dadurch bedingte Verunreinigungen der Solarmodule miissen vom Betreiber ge-duldet werden.
Reinigungskosten diirfen nicht auf die umliegenden Landwirte abgewdlzt werden. Eine Haftung
der angrenzenden Landbewirtschafter ist ausgeschlossen. Dies kann in Form einer
Haftungsfrei-stellung geschehen, in welcher der Betreiber fiir sich und seine Rechts-nachfolger
auf jeglichen Haftungsanspruch verzichtet, sofern infolge von landwirtschaftlichen Emissionen
Schaden am Solarpark entsteht. Grundsétzlich ist eine ordnungsgemdfSe Landwirtschaft auf
den der Photovoltaikanlage benachbarten Fléichen von Seiten des Betreibers zu dulden.

5. Gemdfs § 9 BayKompV sind agrarstrukturelle Belange i. V. m. § 15 Abs. 3 Satz 1 BNatSchG zu
beriicksichtigen: ,Bei der Inanspruchnahme von land- oder forstwirtschaftlich genutzten
Fléchen fiir Ausgleichs- und ErsatzmafSsnahmen ist auf agrarstrukturelle Belange Riicksicht zu
nehmen, insbesondere sind fiir die landwirtschaftliche Nutzung besonders geeignete Béden nur
im notwendigen Umfang in Anspruch zu nehmen. Es ist vorrangig zu priifen, ob der Ausgleich
oder Ersatz auch durch MafSnahmen zur Entsiegelung, durch MafSnahmen zur
Wiedervernetzung von Lebensrdumen oder durch Bewirtschaftungs- oder Pflegemafinahmen,
die der dauerhaften Aufwertung des Naturhaushalts oder des Landschaftsbildes dienen,
erbracht werden kann, um méglichst zu vermeiden, dass Fldchen aus der Nutzung genommen
werden.” Bei den Ausgleichsfldchen sollte versucht werden, den Umfang durch entsprechende
Mafnahmen so gering wie mdéglich zu halten. Im Rundschreiben des Bauministeriums vom
10.12.2021 (,Bau- und landesplanerische Behandlung von Freifléichen-Photovoltaikanlagen®)
werden mehrere Vermeidungsmafnahmen aufgefiihrt, durch die es méglich ist, den Bedarf an
zusétzlicher Ausgleichsfldche bis auf 0 zu reduzieren. Ausgleichsflichen sollen auf der
liberplanten Fléche umgesetzt und entsprechend integriert werden. Diese Fldchen sind
dergestalt auszuwdéhlen, zu pflegen und zu bewirtschaften, dass von ihnen keine negativen
Auswirkungen auf die landwirtschaftliche Nutzung im Umgriff ausgeht. Des Weiteren sollten
die Mafsnahmen fiir den Ausgleich, welche aufierhalb des Geltungsbereichs durchgefiihrt
werden, auf bereits extensiv genutzten Fléichen oder in der Nédhe von Gewdssern stattfinden,
um den weiteren Verlust landwirtschaftlicher Fléiche zu minimieren. Die von lhnen aufSerhalb
des Planungsgebietes vorgesehene Ausgleichsfléiche (Feldsttick Filr. Nr. 1554 (TF)), Gemarkung
Anzing, mit einer Gréf3e von ca. 1 ha und eine Ackermittelwertzahl von 50 liegt (iber dem
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Durchschnittswert des Landkreises Ebersberg und bringt den Verlust weiterer
landwirtschaftlich genutzter Fldche, mit guter Bonitét, mit sich. Das Feldstiick wird derzeit als
Acker bewirtschaftet und steht aktuell der landwirtschaftlichen Nutzung zu Verfiigung. In
keinem Fall darf der Bedarf an Ausgleichsfléichen zu einem weiteren Verlust von hochwertigen
landwirtschaftlichen Flcichen fiihren.

6. Dievon lhnen in den textlichen Hinweisen unter , D.7.3 Eingriffsregelung-Ausgleichsermittlung”
angegebenen Pflegemafinahmen , Regelmdfiige Mahd (alle ein- bis zwei Jahre)” ist als
ungeniigend zu beurteilen. Bei den von lhnen vorgesehenen Pflegekonzept, geht die
Pflanzenvielfalt verloren. Um einen artenreichen Griinlandbestand zu erhalten bzw. zu
erreichen ist eine ein- bis zweimalige insektenschonende Mahd im Jahr (mit Abfuhr — kein
mulchen) mit einem Mahdtermin nicht vor dem 01.07. anzusetzen. Okologisch wertvoll wére
ein jéhrlich wechselndes ,Stehen-lassen” einiger Streifen (ca. 5-10% der Fléche). Dariiber
hinaus ist die Verunkrautung der (berplanten Fliche wdhrend der Nutzungsdauer durch die
Photovoltaikanlage generell durch geeignete Mafisnahmen zu verhindern. Durch die
regelmdflige Pflege soll das Aussamen eventueller Schadpflanzen und die damit verbundene
negative Beeintréchtigung der mit Kulturpflanzen bestellten Fldchen in der Nachbarschaft
vermieden werden. Arten wie z.B. der ,,Weifse Génsefufs” kénnen bei starkem Auftreten zu
Problemen fiihren. Ein Schrépfschnitt, zum richtigen Zeit-punkt, kann die Dominanz
gewdinschter Pflanzenarten férdern.

7. Es st zu priifen, ob anstatt der Errichtung einer Photovoltaik-Freifléichen-anlage (PV-FFA) eine
sog. Agri-Photovoltaik (Agri-PV) nach DIN SPEC 91434 bzw. DIN SPEC 91492 errichtet werden
kann. Agri-PV beschreibt die gleichzeitige Nutzung einer Fldche zur landwirtschaftlichen
Produktion und Stromerzeugung mittels PV-Modulen. Aufgrund der im deutschen Vergleich
liberdurchschnittlich hohen Sonneneinstrahlung in Bayern bieten PV-Anwendungen
hierzulande besonders hohe Ertrdge. Durch die Installation konventioneller Photovoltaik-
Freifldichenanlagen (PV-FFA) werden landwirtschaftliche Fldchen teilweise versiegelt und aus
der agrarischen Nutzung genommen. Dies fiihrt zu einer Fléchen-konkurrenz zwischen
landwirtschaftlicher Produktion und Stromerzeugung. Agri-PV wird im Gegensatz zu
konventionellen PV-FFA als Méglichkeit gesehen, PV fldchenschonend in der Landschaft zu
implementieren. Die Fldchen dienen dabei weiterhin der landwirtschaftlichen Hauptnutzung,
wdhrend die PV-Module dieser Nutzung untergeordnet werden.

8. Es ist festzusetzen, dass die Fléiche nach Beendigung der Nutzung als PV-Sondergebiet wieder
landwirtschaftlich genutzt werden muss. Diese ertragsreichen Flédchen diirfen der
Landwirtschaft als Ackerflichen nicht dauerhaft verlorengehen. Eine entsprechende
Riickbauverpflichtung und diesbeziigliche dingliche Absicherung sind von der Gemeinde
sicherzustellen.

Fazit:

Durch die vorgelegte Planung werden in erheblichem Umfang Ackerbdden mit (iberdurchschnittlicher
Bonitdt der landwirtschaftlichen Erzeugung entzogen und stehen somit dauerhaft nicht mehr fiir die
Sicherstellung der Nahrungsmittelproduktion zur Verfiigung.

Aus landwirtschaftlicher und agrarstruktureller Sicht sind erhebliche nachteilige Auswirkungen zu
erwarten. Nach dem Landesentwicklungsprogramm Bayern (LEP, Stand 1. Juni 2023) sollen land- und
forstwirtschaftlich genutzte Gebiete in ihrer Fldchensubstanz erhalten werden. Insbesondere fiir die
Landwirtschaft besonders geeignete Fldchen sollen nur in dem unbedingt notwendigen Umfang fiir
andere Nutzungen in Anspruch genommen werden.

Die Leistungen der Landwirtschaft fiir die Gesellschaft miissen mit der Um-setzung landwirtschaftlicher
und agrarstruktureller Forderungen gewiirdigt und anerkannt werden.

Aus landwirtschaftlicher und agrarstruktureller Sicht wird das Vorhaben aus den dargesteliten
Griinden abgelehnt.

Il. Forstfachlich-waldrechtliche Stellungnahme (Frau Astrid Fischer):
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Im Zuge des naturschutzrechtlichen Ausgleichs werden in der Néhe der Anlage Flidchen aufgewertet.
Hier sollen neben Feldhecken und extensiven Wiesen auf 0,17 ha auch Waldmdntel frischer bis mdfig
trockener Standorte begriindet werden.

Eine solche Erstaufforstung auf bislang nicht forstlich genutzten Fldchen bedarf keiner gesonderten
Erlaubnis nach Art. 16 Abs. 1 BayWaldG. Hinsichtlich der geplanten AufforstungsmafSnahme besteht
Einvernehmen, da erhebliche Nachteile fiir die umliegenden Grundstiicke nicht zu erwarten sind. Im
Rahmen des (Haupt-) Verfahrens wdre jedoch ihrerseits darauf hinzuwirken, dass angrenzende
Eigentiimer und Nutzungsberechtigte zu beteiligen und erforderliche Grenzabsténde einzuhalten sind.
Gleichzeitig hat unsere Riicksprache mit der unteren Naturschutzbehérde Ebersberg (Herrn Philipp
Miihlbacher, 06.06.2024) ergeben, dass letztere der Gemeinde vorschlagen wird, anstelle des
Waldmantels einen Schmetterlings- und Wildbienensaum (ohne Pflanzung von Strauchgruppen) mit
einer Breite von 20 Metern anlegen zu lassen. Dieser Streifen soll einmal pro Jahr gemdht werden und
wiirde somit keine erlaubnispflichtige Begriindung von Wald im obigen Sinne beinhalten.

Wir bitten um Zusendung eines Auszuges aus dem Beschlussbuch zur Be-handlung dieser Planung.
Fiir eventuelle Riickfragen stehen wir zur Verfiigung. Bitte nutzen Sie dafiir unsere Poststelle <
poststelle@aelf-ee.bayern.de >, da ansonsten eine Bearbeitung in meiner Abwesenheit nicht

gewdhrleistet ist bzw. die formale und erforderliche Beteiligung aller hiesigen Ressorts nicht zeitgerecht
erfolgen kann.

Abwagungsvorschlag der Verwaltung

Zu |. Landwirtschaftliche Stellungnahme:

Die Gemeinde Anzing hat im Rahmen ihrer Abwadgung auch die Belange der Landwirtschaft,
insbesondere im Hinblick auf den Flachenverbrauch bertcksichtigt. Im Rahmen dieser Abwdagung
stehen sich konkurrierende Flachenbedarfe gegeniiber. Dies gilt insbesondere auch fiir die Belange der
Landwirtschaft und der Energiewirtschaft. Vor dem Hintergrund der Uberwiegenden o6ffentlichen
Interesses der Nutzung erneuerbarer Energien wie es in §2 EEG verankert ist und um die Vorgaben des
KSG im Hinblick auf erneuerbare Energien zu erfiillen, wurde sich fur die Nutzung der Flachen als
Freiflachen Photovoltaik entschieden. In die Abwagung mit einbezogen wurde hier insbesondere, dass
gegenliber dem Anbau von Energiepflanzen bei einer Freiflaichen PV-Anlage ein wesentlich héherer
Ertrag je Flache erzielt werden kann.

Auch nach Umsetzung der hier gegenstandlich Freiflachen-PV-Anlage bestehen in Anzing noch
ausreichend landwirtschaftliche Nutzflachen. Insbesondere wird die Lebensmittelsicherheit in keinem
Fall betroffen sein.

Die Hinweise des Bayerischen Staatsministeriums fiir Wohnen, Bau und Verkehrs zu Bau- und
landesplanerischen Behandlung von Freiflaichen-Photovoltaikanlagen vom 10.12.2021 stellen kein
verbindliches Gesetz oder Ahnliches dar.

Diese ist somit der Abwagung zuganglich. Die landesplanerische Grundlage fiir die Aussage, Boden
Uberdurchschnittlicher Bonitat seien nicht fir Freiflachen-PV-Anlagen geeignet stellen auf 6.2.3 G und
5.4.1 G des Landesentwicklungsprogramms ab.

Hier heift es: 6.2.3 G Freiflaichen-Photovoltaikanlagen sollen vorzugsweise auf vorbelasteten
Standorten realisiert werden. An geeigneten Standorten soll auf eine Vereinbarkeit der Erzeugung von
Solarstrom mit anderen Nutzungen dieser Flachen, insbesondere der landwirtschaftlichen Produktion
sowie der Windenergienutzung, hingewirkt werden.

In 5.4.1 G wird gefordert: Land- und Forstwirtschaftlich genutzte Gebiete sollen in ihrer
Flachensubstanz erhalten werden. Insbesondere fiir die Landwirtschaft besonders geeignete Flachen
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sollen nur in dem unbedingt notwendigen Umfang fiir andere Nutzungen in Anspruch genommen
werden.

Aus diesen Festlegungen ist eine strikte Grenze fir die PV-Nutzung bei der durchschnittlichen Bonitat
der Boden im Landkreis nicht ableitbar. Das LEP bezieht sich auf ganz Bayern. Somit miisste sich der
Malistab der Berlicksichtigung dieser Belange auch auf Bayern oder ggf. auf eine kleinrdumigeren
Malistab beziehen. Der Landkreis, insbesondere wenn er so heterogen wie der Lk. Ebersberg ist,
erscheint nicht als sinnvoller MaRstab. Dartiber hinaus ist darauf hinzuweisen, dass die Hinweise des
Bayerischen Staatsministeriums fiir Wohnen, Bau und Verkehr aus 2021 vor der Novelle des EEG
datieren. Durch dieses hat sich die Abwagungslage wesentlich verandert.

Eine entsprechende Sicherung der Flachen als Vorranggebiete fir die Landwirtschaft im Regionalplan
besteht nicht.

Es wird zur Kenntnis genommen, dass ein Ubergeordnetes Standortkonzept empfohlen wird. Aus Sicht
der Gemeinde sind die bestehenden libergeordneten Untersuchungen und Konzepte ausreichend. Die
Entscheidungen kdnnen jeweils konkret auf die Einzelvorhaben bezogen getroffen werden.

Im Rahmen des weiteren Verfahrens wurde inzwischen ein Bodengutachten erstellt. Im Rahmen dieses
Gutachtens wurde auch die Bodenaggressivitat untersucht. Es wurde nachgewiesen, dass auch bei
Einsatz ,normaler” Profile unter Berlcksichtigung des Grundwasserflurabstandes der notwendigen
Einbindetiefe und der Bodenbeschaffenheit eine Uberschreitung der Grenzwerte fiir Zink
ausgeschlossen werden kann. Dennoch wird in Abstimmung mit dem Wasserwirtschaftsamt
Rosenheim die Verwendung von Profilen mit einer Zink-Magnesium Beschichtung verbindlich
festgesetzt. Alternativ kdnnen komplett zinkfreie Baustoffe verwendet werden.

Dartiber hinaus handelt es sich um Hinweise zum Bauvollzug, welche sich bereits aus anderen
gesetzlichen Regelungen (Bundes Bodenschutzgesetz) ergeben und somit im Bebauungsplan keiner
zusatzlichen Regelung bedirfen.

Durch das vorliegende Konzept ist insbesondere durch die geplante Griinung eine bereits minimale
Bodenversiegelung zu erwarten.

Zu den Hinweisen auf landwirtschaftliche Belange:

Zu 1:

Durch die geplante PV-Anlage ist die Zuganglichkeit der umliegenden landwirtschaftlichen Flachen
nicht beeintrachtigt. Pflanzungen an Feldwegen sind im Rahmen der Planung nicht vorgesehen.

Zu 2.
Ein entsprechender Hinweis auf Pflanzabstdnde zu landwirtschaftlichen Flachen ist unter E. 4 Hinweise
zur Grinordnung (1) bereits auf den Planunterlagen enthalten.

Zu 3.:
Die ca. 4 m hohen PV-Module weisen an der kiirzesten Stelle einen Abstand zu landwirtschaftlichen
Flachen von 9 m auf. Somit sind keine relevanten Verschattungen zu erwarten.

Zu4.:

Ein Hinweis auf die Duldung landwirtschaftlicher Emissionen auf benachbarten Flachen und deren
Duldung (solange es sich um eine OrdnungsgemaRe Nutzung handelt) sollte unter E.5 als Hinweis der
Satzung beigefligt werden.

Dies ist bereits durch entsprechende Gesetze geregelt. Eine Haftungsfreistellung erscheint hier nicht
notwendig.
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Zu5.:

Im Rahmen der seit Dezember 2024 giiltigen Regelungen zur Abarbeitung der naturschutzrechtlichen
Ausgleichsregelung sind nun fiir diese PV-Anlagen keine zusatzlichen Ausgleichsflachen mehr notig.
Die vormalige Ausgleichsflaiche wird nichtmehr (berplant. Ein Ausgleich ist nun nur noch fir die
Eingriinung und fir den speziellen Artenschutz erforderlich. Diese Ausgleichsflichen miissen in
direktem Zusammenhang mit der Eingriffsfliche erfolgen. Eine Integration in die Eingriffsflache oder
eine Minimierung Uber entsprechende MaRnahmen in dieser ist hier nicht moglich.

Zu 6.:
Das Ausgleichskonzept wurde komplett Gberarbeitet. Somit sind diese PflegemalRnahmen obsolet.

Zu 7.

Im Rahmen der Abwagung wurde eine Nutzung der Flache als Agri-PV Anlage gepriift. Aufgrund des
hohen Strombedarfs insbesondere im Ballungsraum Minchen, der zur Verfliigung stehenden
Einspeisekapazitaten, der im Vergleich grolReren Anlagenhdhe von Agri-PV Anlagen im regionalen
Grinzug (Landschaftsbild) sowie um eine moglichst effiziente Flachennutzung zu erhalten und somit
den gesamtheitlichen Flachenbedarf klein zu halten fiel die Abwagung zu Gunsten einer
konventionellen PV-Anlage aus.

Zu 8.:

Es handelt sich um einen Vorhabenbezogenen Bebauungsplan. Im Rahmen des Durchflihrungsvertrags
wird eine Rickbauverpflichtung verankert. Die Festsetzung einer Folgenutzung im Bebauungsplan
erscheint obsolet. Unter §13 ist bereits eine Befristung der Nutzung enthalten. Nach Beendigung der
Nutzung fallt der Bebauungsplan weg und auf der Flache besteht wieder kein Baurecht. Somit ist die
bisherige Situation wieder hergestellt.

Zu Fazit:
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Im Hinblick auf die Einzelaspekte wird auf das zuvor
zu diesen ausgefiihrte verwiesen.

Zu Il. Forstfachlich-waldrechtliche Stellungnahme:
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Das Ausgleichskonzept wurde vollstandig
Uberarbeitet. Nun sind keine Flachen am Waldrand mehr enthalten.

Beschlussvorschlag

Es ist festzusetzen, dass bodenberiihrende Bauteile mit einer Zink-Magnesium Beschichtung zu
versehen sind. Alternativ kénnen Zinkfreie Bauteile verwendet werden.

Unter E.6 ist ein Hinweis auf die Duldung von Emissionen aus der Landwirtschaft zu ergdnzen.
Dariiber hinaus wird die Stellungnahme zur Kenntnis genommen. Weitere Anpassungen der Planung
sind nicht erforderlich.

Abstimmungsergebnis:

Ja-Stimmen: 16
Nein-Stimmen: 0
Personlich beteiligt: 0
Anwesende Mitglieder: | 16
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A.7 Amt fur Digitalisierung, Breitband und Vermessung - Ebersberg 03.05.2024

Stellungnahme
(...)

Flurstiicksgrenzen:

=  Die mit der Photovoltaik-Anlage (iberplanten Flurstiicke sowie das fiir die
Ausgleichsmafinahmen vorgesehene Flurstiick wurden seit der Uraufnahme im Jahr 1855
nicht vermessen. Die amtlichen Grenzen stammen aus dieser Zeit und wurden lediglich aus
der Flurkarte 1:5.000 digitalisiert. Die Koordinaten weisen daher im Bereich der Planung
Ungenauigkeiten auf. Ich schlage vor, dass zumindest die Umfangsgrenzen des
Bebauungsplanes ermittelt und abgemarkt werden, um auf Basis von exakten Koordinaten
die Planung realisieren zu kénnen. Evtl. kbnnte mit den Nachbarn ein fléichengleicher Tausch
ins Auge gefasst werden, um die Flurstiicksgrenzen zu begradigen.

= Der angrenzende Henningbach hat sich im Lauf der Jahre deutlich verlegt. Eine Teilfléiche des
Nachbarflurstiicks 1706 befindet sich auf dem mit der PV-Anlage liberplanten Gebiet. Im Zuge
der o.a. Vermessung der Umfangsgrenzen des Bebauungsplanes kann auch die
wasserrechtliche Regelung des Grenzverlaufs des Henningbaches erfolgen.

=  Fiir Fragen zur amtlichen Vermessung und fiir die Antragstellung stehen wir lhnen jederzeit
gerne zur Verfligung.

Glasfaserausbau:

= Die nérdlich der Autobahn A94 gelegenen Haushalte der Gemeinde Anzing sind bislang mit
Internet unterversorgt (sog. "weifSe Flecken"). Sie verfiigen grofSteils nur iiber Bandbreiten
von 16MB (Download). Aktuell koordiniert das ADBV Ebersberg einen Branchendialog mit den
TK-Unternehmen. Dieser ist einerseits VVoraussetzung fiir den Einstieg des aktuell vom Bund
aufgelegten Férderverfahrens und dient zudem dazu, eigenwirtschaftliche Ausbauinteressen
der TK-Unternehmen zu eruieren.

= Da aus meiner Sicht eine Glasfaseranbindung fiir den PV-Park dringend geboten ist, empfehle
ich unbedingt die Teilnahme am Branchendialog, um entweder eigenwirtschaftliche
Ausbauabsichten zu erfahren oder eine Férderung des Glasfaserausbaus zu erméglichen.

Abwadgungsvorschlag der Verwaltung
Die Flurstiicke sollen so belassen werden wie sie heute sind. Eine Flachentausch zur Begradigung wird
von den Grundeigentiimern nicht angestrebt.

Das FISt.-Nr. 1706 liegt vollstandig auBerhalb des im Rahmen des Bebauungsplans gegenstandlichen
Geltungsbereichs. Dies betrifft die Teile des Flurstiicks beidseits des Henningbaches. Der
Geltungsbereich ist so zugeschnitten, dass der tatsachliche Verlauf des Henningbaches unabhéngig der
Flurstiicksgrenzen auRerhalb von diesem liegt. Darliber hinaus ist entlang des Baches innerhalb des
Geltungsbereichs ein Gewasserrandstreifen festgesetzt. Somit sind negative Wechselwirkungen
zwischen der Anlage und dem Bach im Hinblick auf abweichende Grundstiicksverlaufe ausgeschlossen.

Zu Glasfaserausbau:
Die Stellungnahme zum Bauvollzug wird zur Kenntnis genommen und dem Vorhabentrager
weitergeleitet.

Beschlussvorschlag

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Eine Anpassung der Planung ist nicht erforderlich.
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Abstimmungsergebnis:

Ja-Stimmen: 16
Nein-Stimmen: 0
Personlich beteiligt: 0
Anwesende Mitglieder: | 16

A.8 Wasserwirtschaftsamt Rosenheim 11.06.2024

Stellungnahme

(...) auf einer bisher landwirtschaftlich intensiv als Acker genutzten Fléiche nérdlich von

Auhofen plant die Gemeinde Anzing die Errichtung einer Freifliichenphotovoltaikanlage. Das Plangebiet
hat insgesamt eine GréfSe von rd. 20 ha, wobei das eigentliche Sondergebiet ,,Photovoltaik” etwa 18 ha
ausmacht. Die Aufstellung des Bebauungsplans erfolgt im Parallelverfahren zur 7.
Fldchennutzungsplanénderung.

Das Plangebiet fdllt von Ost nach West um bis zu 10 m und grenzt im Westen an den Hennigbach, ein
Gewdsser dritter Ordnung. Der Hennigbach ist Bestandteil des Oberflichenwasserkérpers ,,1_F424
Anzinger Sempt, Forstinninger Sempt, Hennigbach”, dessen 6kologischer Zustand unbefriedigend ist.
Der Hennigbach ist nach Art. 16 BayNatSchG ein gewdsserrandstreifenpflichtiges Gewdsser. Der Bach
und sein unmittelbares Umfeld sind als wassersensibles Gebiet gekennzeichnet.

Geomorphologisch liegt das Plangebiet im Bereich im Bereich einer Altrifmoréne. Nach
Ubersichtsbodenkarte finden sich im Planungsgebiet fast ausschlieflich Braunerde aus Schluff bis
Schluffton (Lésslehm), im westlichen Bereich (um den Hennigbach) auch Gleye oder andere
grundwasserbeeinflusste Béden aus (skelettfiihrendem) Schluff bis Lehm, selten aus Ton (Talsediment).
Die gréfstenteils schluffigen Béden mit einer Bodenschétzzahl von 70 erfiillen die die
landwirtschaftlichen Ertragsfunktionen in besonderem Mafie (landwirtschaftliche
Hochleistungsbéden). L6f3béden sind dariiber hinaus besonders empfindlich gegeniiber Verdichtung
und Erosion.

Das Plangebiet liegt im planreifen Wasserschutzgebiet fiir den Brunnen |l der Gemeinde Markt
Schwaben. Der Bebauungsplanentwurf enthdlt hierzu auch bereits einige Hinweise. Diese fachlichen
Vorgaben wurden im Vorfeld mit dem Wasserwirtschaftsamt unter Verweis auf das LfU-Merkblatt
1.2/9 ,Planung und Errichtung von Freifldchen-Photovoltaikanlagen in Trinkwasserschutzgebieten”
wegen der Lage in der planreifen Zone Il des Wasserschutzgebietes abgestimmt. Wir verweisen auf die
angehdngte E-Mail vom 22.12.2023.

Als Bauart fiir die Photovoltaik-Module sind Schraub- oder Rammfundamente vorgesehen, wobei
gemdfS Satzungsentwurf, Hinweis Nr. E.2 (2) in der wassergesdttigten Zone grundsdtzlich nur
unverzinkter Stahl zuldssig ist. Aufgrund der Lage im planreifen Wasserschutzgebiet wird It. BP-
Begriindung unter Beriicksichtigung der Bodenverhdltnisse derzeit noch gepriift, ob alternativ
Betonfundamente in Frage kommen. In diesem Zusammenhang wird aktuell ein Bodengutachten
erstellt, in das auch Informationen zum Grundwasserstand einfliefSen sollen. Die Ergebnisse aus dem
Bodengutachten werden im weiteren Verfahren berticksichtigt. Nach Vorliegen des Bodengutachtens
sollen auch konkrete Schutzmafinahmen mit dem Wasserwirtschaftsamt abgestimmt werden.

Verzinkte Stahlbauteile bilden im Laufe der Zeit eine Deckschicht aus festen Korrosionsprodukten auf
der Zinkoberfliche aus. Das primdre Korrosionsprodukt Zinkhydroxid sowie das unter
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Wasserabspaltung daraus entstehende Zinkoxid haben beide einen amphoteren Charakter, das heift,
dass sie sowohl in Séuren, als auch Laugen Iéslich sind. Im Boden wird das Korrosionsverhalten vor
allem durch den Séurestatus (pH-Wert), die Feuchte und den Sauerstoffgehalt des Bodens gesteuert.
Ein saurer Boden mit hoher Bodenfeuchte weist einen deutlich h6heren Zinkverlust wie ein trockener
Boden mit neutraler Bodenreaktion (pH = 7) auf. Die Zinkschutzschicht wird somit kontinuierlich
geringfiigig abgetragen und aus dem Zinkuntergrund stdndig erneuert.

Im Sinne des allgemeinen Grundwasserschutzes sollten verzinkte Rammprofile oder Erdschraubanker
nur eingebracht werden, wenn die Eindringtiefe (iber dem hdchsten Grundwasserstand liegt. Wir
empfehlen daher, vor Baubeginn die Grundwasserverhdltnisse genauer zu eruieren. Es gilt
sicherzustellen, dass es zu keiner nachteiligen Veréinderung der Grundwasserbeschaffenheit kommt,
falls Zink in Lésung geht. Bei Zinkeintragung durch die Schraub- und Rammprofile und der dadurch
hervorgerufenen Erhéhung der Zinkkonzentration gegeniiber dem regionalen Hintergrundwert muss
der Geringfiigigkeitsschwellenwert eingehalten werden. Dieser liegt fiir Zink bei 60 ug/I bzw. 60 mg/m?3.

Photovoltaikanlagen kénnen, wie oben beschrieben, durch ihre Stédnderkonstruktionen liber deren
Betriebszeit zu einer zusdtzlichen Zink-Belastung im Boden fiihren, die bei Uberschreitung von
Vorsorgewerten gemdf8 BBodSchV (Anhang 1) nach der Betriebszeit u.U. AbhilfemafSnahmen
erforderlich machen. Fiir die umplante Fldche ist bei einer voraussichtlichen Bodenart von Lehm/Schluff
der Vorsorgewert von 150 mg/kg Zink mafsgebend.

Wir bereits in unserer o.g. E-Mail mitgeteilt, sind Photovoltaikanlagen in der weiteren Schutzzone in
der Regel mit dem Trinkwasserschutz vereinbar. Aus wasserwirtschaftlicher Sicht stimmen wir daher
der Aufstellung des Bebauungsplans zu. Uber die bereits in unserer E-Mail genannten Punkte halten
wir zusdtzlich folgende MafSnahmen fiir notwendig:

1. Analysen / Datenerhebungen / Beweissicherung vor Beginn der Planungen:
=  Erhebung des Grundwasserstands

= Horizontweise Bodenprobenahme / -ansprache (Tiefe unter Mutterboden bis ca. 1m):
- Analyse auf Schwermetalle nach LAGA (Feststoff) im Kénigswasser-Extrakt
- Analyse nach DIN-50929-3 (Stahlagressivit¢it)
- Messung pH-Wert

= Es jst ein Verantwortlicher fiir das Bauvorhaben zu bestellen, der den Vollzug der geltenden
Auflagen  sicherstellt. Der Beauftragte hat im  Falle von  Schadensfiillen,
Bodenverunreinigungen, Abfallablagerungen etc. unverziiglich fiir AbhilfemafSinahmen (wie
Abgraben und gesichertes Zwischenlagern) sowie fiir die Information der Betroffenen zu
sorgen. Dazu ist ein Alarmplan aufzustellen, der vor Beginn der Mafinahme mit dem
Wasserversorger Markt Markt Schwaben und dem Landratsamt Ebersberg abzustimmen ist.
Der Alarmplan muss auf der Baustelle fiir alle Beteiligten gut sichtbar ausgehdngt werden.

= Alle an der Mafsnahme Beteiligten sind vor Baubeginn vom Verantwortlichen im Rahmen einer
Sicherheitsbelehrung  auf die  sensible  Lage innerhalb  eines  (planreifen)
Trinkwasserschutzgebietes und die damit verbundenen Sorgfaltspflichten hinzuweisen.

2. Technische Mafinahmen:

= Die bodenschutzfachlichen Vorgaben der DIN 19639 sind einzuhalten.
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Die Module sind in einem ausreichenden Abstand zum Hennigbach unter Beriicksichtigung des
erforderlichen Gewdsserrandstreifens aufzustellen. Die Gewdsserunterhaltung darf nicht
beeintréchtigt werden.

Fiir den Fall, dass Schraub- oder Rammfundamente zum Einsatz kommen, sind, um
unvermeidliche Zinkeintrdge in den Boden zu minimieren, Zink-Aluminium-Magnesium-
Legierungen (z. B. ,Magnelis©*, 93,5 % Zn, 3,5 % Al, 3 % Mg) zu verwenden.

Bei der Bauausfiihrung sind Bodeneingriffe zu minimieren und so ziigig wie méglich wieder zu
verfiillen. Hierzu ist das Aushubmaterial seitlich zu lagern und wenn méglich wieder
fachgerecht einzubauen. Zur Verfiillung von Gruben und Leitungsgrében und zur Hinterfiillung
von Bauwerken diirfen nur natiirlich anstehende, nicht verunreinigte mineralische Béden und
Gesteine verwendet werden. Es ist darauf zu achten, dass durch die Kabelverlegung keine
Ldngsdrainagewirkung erzeugt wird. Die Bodenauflage ist dabei wiederherzustellen.

Es diirfen nur Maschinen und Gerdte verwendet werden, die sich in technisch einwandfreien
Zustand befinden. Alle zum Einsatz kommenden Arbeitsmaschinen sind vorab einer
Wartung/Sichtpriifung zu unterziehen (z.B. Uberpriifung Hydraulikschlduche, Tropfverluste
Treibstoffe/ Schmierstoffe etc.). Die erfolgte Wartungs-/ Sichtpriifung ist entsprechend zu
dokumentieren.

In Baumaschinen, die im Bereich von Baugruben und Leitungsgrében eingesetzt werden, ist ein
biologisch leicht abbaubares Hydraulikél zu verwenden (Das trifft auf die meisten synthetischen
Ole mit HEES-Kennzeichnung zu).

Es ist sicher zu stellen, dass der Umgang mit wassergefdhrdenden Stoffen wie Treibstoffen,
Schmiermitteln, Lésungsmitteln usw. nicht zu einer Verunreinigung des Bodens oder des
Grundwassers fiihrt. Olbindemittel und Olauffanggefdifie sind in ausreichender Menge und
GréfSe vorzuhalten.

Sollte wdhrend der Bauarbeiten ein Unfall mit wassergefdhrdenden Stoffen eintreten, sind
unverziiglich Mafinahmen einzuleiten, die ein weiteres Eindringen der Stoffe in den Untergrund
verhindern (z.B. bei fliissigen Stoffen weitere Ausbreitung mit Erdwall einddmmen,
vorgehaltenes Olbindemittel einsetzen, verunreinigten Boden abtragen). Der Unfall ist
unverziiglich dem Landratsamt Ebersberg sowie dem Wasserwirtschaftsamt Rosenheim zu
melden.

Betanken, Wartungsarbeiten und Reparaturen an Fahrzeugen und Maschinen diirfen nicht
innerhalb des planreifen Wasserschutzgebietes durchgefiihrt werden.

Auflerhalb der Arbeitszeiten diirfen Maschinen, die wassergeféhrdende Stoffe enthalten
(Treibstoff, Schmierstoffe o.d.), nur auf befestigten Fldchen und auflerhalb des planreifen
Wasserschutzgebietes abgestellt oder gelagert werden.

Es diirfen nur Baustoffe und Hilfsmittel verwendet werden, die umweltvertrdglich sind und
keine wassergefdhrdenden Anteile enthalten.

Fiir Zufahrtswege, Straf3en und sonstige Verkehrsfldchen sind die Richtlinien fiir bautechnische
Mafnahmen an Strafsen in Wassergewinnungsanlagen (RiStWag) zu beachten. Das
Niederschlagswasser ist breitfléichig lber den belebten Oberboden zu versickern. Es diirfen
keine wassergefdhrdenden auswaschbaren oder auslaugbaren Materialien (z.B. Schlacke,
Teer, Imprégniermittel u.d.) zum StrafSenbau verwendet werden.
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= Bevorzugt sind Trockentransformatoren einzusetzen. Falls esterbefiillte Transformatoren

verwendet werden, muss unter jedem Transformator eine ausreichend grofse Auffangwanne

platziert werden, mit der das gesamte Volumen an wassergefdhrdenden Stoffen im Havariefall
aufgefangen werden kann.

3. Zusétzliche Hinweise fiir den Riickbau:

= Vordem Riickbau sind erneut horizontweise Bodenproben zu nehmen (Tiefe unter Mutterboden
bis ca. 1m) mit Analyse auf Schwermetalle nach LAGA (Feststoff) im Kénigswasser-Extrakt.

= Vor dem Riickbau ist ein Bodenschutzkonzept mit den zusténdigen Behédrden abzustimmen
Nach Vorlage des Bodengutachtens sind ggf. weitere Mafsnahmen abzustimmen.

Wir méchten ausdriicklich auf die LABO Arbeitshilfe ,Bodenschutz bei Standortauswahl, Bau, Betrieb
und Riickbau von Freifldchenanlagen fiir Photovoltaik und Solarthermie” hinweisen.

Im Plangebiet sind besonders leistungsfihige und empfindliche Béden betroffen. Zudem ist aufgrund
der Lage in der planreifen Zone Il (weitere Schutzzone) zur Sicherung der Schutz-, Filter- und
Pufferfunktionen des Bodens die Einhaltung bodenschutzfachlicher Vorgaben in besonderem Mafe
geboten. Wir empfehlen daher ausdriicklich der Kreisverwaltungsbehérde die Forderung der
Beauftragung einer bodenkundlichen Baubegleitung nach DIN 19639 (siehe BBodSchV § 4 Abs. 5)
und bitten in diesem Rahmen um erneute Beteiligung mit Vorlage eines Bodenschutzkonzeptes.

Abwagungsvorschlag der Verwaltung

Inzwischen wurde ein Baugrundgutachten erstellt (AquaSoli GmbH & Co. KG; 19.04.2024; 19 Blatt Text
und 69 Blatt Anlagen) und es wurden Probebelastungen durchgefiihrt (AquaSoli GmbH & Co. KG;
14.11.2024; Bericht 17 Blatt Text und 128 Blatt Anlagen).

Grundwasserstand

Im Rahmen der Baugrunduntersuchung (bis in eine Tiefe von 3,0 m) wurde kein Grund- und
Schichtenwasser angetroffen wahrend der Probebelastungen ebenfalls nicht. Werte der Hochststande
der letzten ein bis drei Jahre an Grundwassermessstellen in der nahen Umgebung (GWM Auhofen 2
und GWM Boden neu) ergeben gemal Baugrundgutachten dort einen ungefahren Flurabstand von ca.
8-11 m und es wird empfohlen, fir weitere Berechnungen einen Flurabstand von 3 m unter Gelande
anzunehmen. Eine Griindung mittels Rammfundamenten ist gemall Gutachten moglich und die
Rammtiefe wird vorrausichtlich je nach Wahl des Gestells zwischen 1,80 und 2,80 m liegen.

Somit erfolgt kein Eindringen von Profilen in wasserfiihrende Schichten.

Beprobung und Analyse des Bodens

Zur Baugrunduntersuchung wurden Bodenproben entnommen und Rammsondierungen
vorgenommen, um den anstehenden Boden zu charakterisieren und eine Einschdtzung beziiglich der
Verwendung von Rammpfahlen vornehmen zu kénnen. Es wurden die Korrosionsbelastung des Bodens
und der geogene Zinkgehalt bestimmt. Zusammenfassendes Ergebnis des Baugrundgutachtens ist,
dass der grindungsrelevante Bereich hauptsachlich aus schwach tonig bis tonigem Schluff mit
veranderlichen Anteilen an Sand und Kies besteht und als gut rammbar eingeschatzt werden kann und,
dass die Korrosionsbelastung des Bodens sowie die Abrasivitdat im Hinblick auf die Zinkbeschichtung
als niedrig eingestuft werden kdnnen.

Abgeleitet aus den Ergebnissen des Gutachtens ist nun eine Griindung mit Rammpfahlen vorgesehen.
Eine Abstimmung der Ergebnisse des Bodengutachtens mit dem WWA hat stattgefunden. Es wurden
die im folgenden aufgefiihrten MaRnahmen im Bebauungsplan, dem Durchfiihrungsvertrag bzw. dem
Vorhabenplan verankert.
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Es wird zur Kenntnis genommen, dass der Aufstellung des Bebauungsplans aus wasserwirtschaftlicher
Sicht zugestimmt wird.

Zu den Einzelpunkten:

Zu 1. Analysen / Datenerhebung / Beweissicherung vor Beginn der Planung:

Im Rahmen des Bodengutachtens wurde der Grundwasserstand genauer erhoben und eine
horizontweite Bodenprobeentnahme mit entsprechenden Analysen durchgefiihrt. Die Ergebnisse
wurden mit dem WWA abgestimmt.

Aufgrund der konkreten Rahmenbedingungen vor Ort, insbesondere da die eingerammten Profile
nicht in den Grundwasserschwankungsbereich hineinragen und nicht mit Staundsse gerechnet werden
muss, kann auch die Anordnung komplett zinkfreier Baustoffe verzichtet werden. Im Hinblick auf die
besondere Schutzbedirftigkeit wird jedoch eine Zink-Magnesil fiir alle bodenberiihrenden Bauteile
festgesetzt. Alternativ kdnnen auch zinkfreie Baustoffe verwendet werden.

Im Rahmen des Durchfiihrungsvertrags, wird der Vorhabentrdger verpflichtet, einen entsprechenden
Verantwortlichen fiir die Bauphase zu bestellen und einen Alarmplan aufzustellen. Dieser ist mit dem
Wasserversorger und dem LRA Ebersberg abzustimmen. Darliber hinaus wird der Vorhabentrager
verpflichtet alle an der BaumaRnahme entsprechend einzuweisen.

Weiter wird der Vorhabentrdger im Durchfihrungsvertrag verpflichtet, vor Baubeginn ein
Bodenschutzkonzept nach DIN 19639 zu erstellen und mit dem LRA Ebersberg und ggf. mit dem WWA
Rosenheim abzustimmen. Weiter ist wahrend der Bauphase eine Bodenkundliche Baubegleitung nach
DIN 19639 durchzufiihren und entsprechend zu dokumentieren.

Diese vertraglichen Verpflichtungen werden auch in der Begriindung dargelegt und dem
Bebauungsplan als Hinweise beigefiigt.

Zu 2. Technische MaRRnahmen:

Wie bereits weiter oben ausgefiihrt wird ein Bodenschutzkonzept und eine bodenkundliche
Baubegleitung im Sinne der DIN 19639 vertraglich verankert.

Im Rahmen der Planung ist entlang des Henningbaches ein Abstand samtlicher Anlagen (Module,
Zaune etc.) von min. 5 m vorgesehen. Der Gewasserunterhalt wird somit durch die Anlagen nicht
behindert.

Wie oben beschrieben, wird die Verwendung von Zink-Magnesil Beschichtungen fir alle
Bodenberihrenden Bauteile festgesetzt.

Die Vorgaben zur Verfillung von Leitungsgraben etc. werden ebenfalls in der Vorhabenbeschreibung
verankert.

Die Vorgaben zu den Baumaschinen, zu deren Wartung und zum Umgang mit diesen, zur Betankung
und zum Umgang mit wassergefahrdenden Stoffen werden im Durchfiihrungsvertrag verankert.

Auch die baulichen Vorgaben zur Anlage von Wegen im Planungsgebiet werden vertraglich geregelt.
Die Vorgaben zu Transformatoren werden im Vorhabenplan verankert.

Dariiber hinaus werden samtlich Hinweise der Satzung als Hinweis beigefiigt.

Zu 3. Zusatzliche Hinweise fiir den Riickbau:
Die Vorgaben fiir den Riickbau werden ebenfalls im Durchfiihrungsvertrag vertraglich verankert.

Der Satzung wird ein Hinweis auf des LfU-Merkblatt 1.2/9 ,,Planung und Errichtung von Freifldchen-
Photovoltaikanlagen in Trinkwasserschutzgebieten” beigefiigt.

Unter Berlicksichtigung der Ergebnisse des inzwischen fertiggestellten Bodengutachtens kdénnen
Rammfundamente verwendet werden, da bei den hier zu erwartenden Einbindetiefen ein
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ausreichender Abstand zum Grundwasser sichergestellt ist. Da diese Griindungsart wesentlich
geringere Eingriffe in das Bodengeflige bedingt, wird diese im Bebauungsplan festgesetzt.

Wie weiter oben bereits ausgefihrt wird die Erstellung eines MalRnahmen und Notfallplans
angeordnet.

Eine Auffillung des Gelandes ist nur im Bereich von Transformatoren und dem Weg vorgesehen und
im Rahmen des Bebauungsplans zuldssig. Somit wird es nur sehr untergeordnet zu entsprechenden
Auffillungen kommen. Der ausschlielRliche Einsatz von nachweislich unbelastetem Material wird im
Rahmen der Vorhabenbeschreibung festgeschrieben. Dariiber hinaus wird dem Bebauungsplan ein
Hinweis beigefligt.

Beschlussvorschlag

Die Begriindung ist hinsichtlich des Bodengutachtens zu erginzen. Es wird die Verwendung einer
Zink-Magnesil Beschichtung aller bodenberiihrenden Bauteile festgesetzt. Alternativ kdnnen
zinkfreie Bauteile verwendet werden.

Im Durchfilhrungsvertrag sind folgende MaRBnahmen zu verankern: Erstellung eines
Bodenschutzkonzeptes nach DIN 19639, Durchfiihrung einer Bodenkundlichen Baubegleitung nach
DIN 19639, Aufstellung eines Alarmplans fiir die Planungsphase, Vorgaben zum Umgang mit
Baumaschinen, Bestellung eines Verantwortlichen und Einweisung der an der BaumaBnahme
beteiligten. Diese Punkte sind der Satzung als Hinweis anzufiigen und in der Begriindung zu
erganzen.

In den Vorhabenpldnen sind Vorgaben fiir zur Verfiillung von Leitungsgraben sowie fiir sonstige
Auffiillungen und die Verwendung von Trockentransformatoren bzw. Transformatoren mit
Auffangwannen zu verankern. Auch diese Vorgaben sind der Satzung als Hinweis beizufiigen und in
der Begriindung zu erganzen.

Der Satzung ist ein Hinweis auf das LfU-Merkblatt 1.2/9 ,Planung und Errichtung von Freiflichen-
Photovoltaikanlagen in Trinkwasserschutzgebieten” beizufiigen.

Abstimmungsergebnis:

Ja-Stimmen: 16
Nein-Stimmen: 0
Personlich beteiligt: 0
Anwesende Mitglieder: | 16

A.9 Wasserwirtschaftsamt Rosenheim — Sachgebiet 1.2/1.3 22.12.2023

Stellungnahme

(...) Das Vorhaben liegt in der planreifen Zone Il (weitere Schutzzone) der 6ffentl. Wasserversorgung
Markt Schwaben — Brunnen Il. Das Bauvorhaben liegt aus geologischer Sicht im Bereich von
Morénenablagerungen und es liegen gemdf3 Ubersichtsbodenkarte Brauenerden aus Schluff und
Schluffton auf diesem Standort vor.

Fiir die fachliche Bewertung der Anlage sind die Vorgaben des LfU-Merkblattes 1.2/9 ,Planung und
Errichtung von Freifléichen-Photovoltaikanlagen in Trinkwasserschutzgebieten” maf3geblich. Demnach
sind Photovoltaikanlagen in der weiteren Schutzzone in der Regel mit dem Trinkwasserschutz vereinbar
— siehe hierzu LfU-MB 1.2/9 Nr. 4 ,,weitere Schutzzone” S.4.

Das Merkblatt kann hier eingesehen werden:
https.//www.lfu.bayern.de/wasser/merkblattsammlung/teill grundwasserwirtschaft/doc/nr 129.pd

f



https://www.lfu.bayern.de/wasser/merkblattsammlung/teil1_grundwasserwirtschaft/doc/nr_129.pdf
https://www.lfu.bayern.de/wasser/merkblattsammlung/teil1_grundwasserwirtschaft/doc/nr_129.pdf
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Daher ist es aus unserer Sicht grundsdtzlich méglich, die PV-Fldche auf dem angefragten Standort zu
realisieren, sofern die folgenden Punkte zuverldssig eingehalten werden kénnen:

1. Die Vorgaben des LfU-Merkblatts 1.2/9 ,Planung und Errichtung von Freifldchen-
Photovoltaikanlagen in Trinkwasserschutzgebieten” sind zu beachten (insbesondere LfU-MB
1.2/9 Nr.4 ,Voraussetzungen fiir die Zuldssigkeit im Wasserschutzgebiet”).

2. Méglichst flach in den Boden einbindende Griindungselemente (z.B. Streifenfundamente),
bodenschonende Ausfiihrung aller Griindungsarbeiten, Leitungsverlegung etc. sind zu
beriicksichtigen.

3. Erstellen eines Mafsnahmen- und Notfallplans fiir den Normalbetrieb der PV-Anlage und im

Storfall (z. B. Brandfall - kein Einsatz von Léschschaum!)

Es sind Trocktransformatoren zu verwenden.

5. Fir eine méglicherweise notwendige Auffiillung des Geldndes bzw. fiir die
Geldndemodellierung darf ausschliefSlich nachweislich unbelastetes Bodenmaterial zum
Einsatz kommen.

6. Niederschlagswasser ist vor Ort breitflichig zu versickern.

7. Bei der Reinigung der PV-Module darf ausschliefSlich reines Wasser verwendet werden,
jeglicher Zusatz (z.B. Reinigungsmittel) ist nicht zuldssig.

8. Photovoltaikanlagen kénnen durch ihre Stéinderkonstruktionen (iber deren Betriebszeit zu einer
zusétzlichen Zink-Belastung im Boden fiihren, die bei Uberschreitung von Vorsorgewerten nach
BBodSchV Abhilfemafinahmen erfordert. Fiir die zu bebauende Fléiche ist bei einer Bodenart
Lehm/Schluff der Vorsorgewert von 150 mg/kg Zink maf3gebend. Die Oberfléche der im Boden
verankerten Sténder darf nur mit einer aufgebrachten Legierung aus Reinzink mit Magnesium
und Aluminium verbaut werden, da die Korrosionsraten an der Oberfldche dadurch deutlich
gesenkt werden. Farbanstriche an den Rammprofilen sind nicht zuldssig.

9. Fiir die Begriinung zwischen den Solarpanelen empfehlen wir die Ansaat einer artenreichen
Griinlandwiese zum zusdtzlichen Erosionsschutz.

A

Abwagungsvorschlag der Verwaltung

Zul.:
Das Merkblatt wird zur Kenntnis genommen. Die Vorgaben kénnen im Rahmen des Bebauungsplans
bericksichtigt werden.

Zu 2.:

Unter Berlicksichtigung der Ergebnisse des inzwischen fertiggestellten Bodengutachtens konnen auch
Ramfundamente verwendet werden, da auch bei den hier zu erwartenden Einbindetiefen ausreicht
Abstand zum Grundwasser sichergestellt ist. Da diese Griindungsart wesentlich geringere Eingriffe in
das Bodengefiige bedingt, wird diese durchgefiihrt.

Zu 3.:

Der MalRnahmen und Notfallplan wird im Rahmen der Bodenkundlichen Baubegleitung erstellt und
mit der Feuerwehr, dem Landratsamt Wasserrecht und dem Wasserwirtschaftsamt abgestimmt. Dies
wird im Durchfihrungsvertrag verankert.

Es wurde ein MalBnahmen und Notfallplan fiir den Betrieb der PV-Anlage aufgestellt. Dieser wurde mit
dem Wasserwirtschaftsamt abgestimmt.

Zu 4..

In  Abstimmung mit WWA Rosenheim koénnen neben Trockentransformatoren auch
Esthertransformatoren mit entsprechenden Auffangwannen verwendet werden. Dies wird im Rahmen
der Vorhabenbeschreibung verankert.
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Zu5.:
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Eine Auffiillung des Gelandes ist nur im Bereich von
Transformatoren und dem Weg vorgesehen und zulassig.

Zu 6.
Eine entsprechende Festsetzung ist im Bebauungsplan unter §14 bereits enthalten.

Zu7.:
Eine entsprechende Regelung wird in der Vorhabenbeschreibung verankert. Der Satzung ist unter E.2
bereits ein entsprechender Hinweis beigefiigt.

Zu 8.:
Im Rahmen der Vorhabenbeschreibung bzw. des Vorhabenplans wird die verbindliche Verwendung
von Zink-Aluminium-Magnesium-Legierungen fiir die bodenberihrenden Teile festgeschrieben.

Zu9.:
Es ist eine entsprechende Ansaat vorgesehen.

Beschlussvorschlag

Der Satzung ist ein Hinweis auf die Erstellung eines MaBnahmen und Notfallplans beizufiigen. Die
Erstellung und Abstimmung von diesem ist im Durchfiihrungsvertrag zu sichern. Dariiber hinaus wird
die Stellungnahme zur Kenntnis genommen.

Abstimmungsergebnis:

Ja-Stimmen: 16
Nein-Stimmen: 0
Personlich beteiligt: 0
Anwesende Mitglieder: | 16

A.10 Wasserversorgung Forst Nord 10.06.2024

Stellungnahme
(...)

1. Die Versorgungsleitung darf nicht iiberbaut werden, daher muss erst die in den Flur Nr. 1568,
159, 1570, 1550, 1562, 1563 und 1566 Gemarkung Anzing liegenden Versorgungsleitung auf
Kosten der Grundstiickseigentiimer umverlegt werden.

2. Bei einer Umverlegung der Versorgungsleitung ist vorab die Wasserversorgung Forst Nord zu
informieren bzw. bei der Planung mit einzubinden. Vor einer méglichen Bebauung muss eine
Freigabe bzw. Abnahme der neu verlegten Versorgungsleitung, durch die Wasserversorgung
Forst Nord erfolgen.

3. Weitere Bedenken und Anregungen werden nicht vorgebracht
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Abwaé&gungsvorschlag der Verwaltung

Der Vorhabentrager ist bereits mit der Wasserversorgung Forst Nord in Abstimmung zur Verlegung der
Leitung. Die neue Trasse der Wasserversorgung ist bereits gesichert. Diese erfolgt vor Errichtung der
PV-Anlage, so dass keine Uberbauung der neuen Trasse der Wasserleitung durch die PV-Anlage erfolgt.

Beschlussvorschlag

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Eine Anpassung der Planung ist nicht erforderlich.

Abstimmungsergebnis:

Ja-Stimmen: 16
Nein-Stimmen: 0
Personlich beteiligt: 0
Anwesende Mitglieder: | 16

A.11 Energie Agentur - Ebersberg Munchen 14.06.2024

Stellungnahme

(...)die Energieagentur Ebersberg-Miinchen bedankt sich bei lhnen fiir die Beteiligung am laufenden
Bauleitplanverfahren. Zur vorgelegten Planung besteht Einverstandnis, mochten aber im Zuge der
weiteren Planung auf folgende Punkte zu FNP C6 (Klimaschutz und Klimaanpassung) aufmerksam
machen:

Wassersensibles Planen und Bauen i.V.m. A.6.3 (FNP) u. §14 Bebauungsplan

An dieser Stelle sollte ein besonderes Augenmerk daraufgelegt werden, das in der weiteren Planung
das Abfliefen des Oberflichenwassers, auch bei Starkregenereignissen, vermieden wird und ein
stetiges Versickern im direkten Fldchenbereich gewdhrleistet oder eventuell sogar nutzbar gemacht
werden kénnte.

Mehrfachnutzung von beanspruchten Fldichen i.V.m. §2 Bebauungsplan

Bei der Inanspruchnahme eines derartigen Fldchenumfangs sollte berlicksichtigt werden, dass
eventuell Teile dieser Flcichen mehrfach- bzw. doppelt genutzt werden kénnen. So sollte im Zuge des
Planverfahrens gepriift werden, ob zum Beispiel die Ansiedlung weiterer Erneuerbarer Energien sinnvoll
ist oder als Nutzung von Freilauffldchen fiir Klein- u. Gefliigeltier oder Fldchen fiir den Obst- /
Gemdiiseanbau sinnvoll und erweiternd zur Verfiigung gestellt werden kénnte.

Wir hoffen, wir konnten lhnen noch Anregungen fiir Ihre anstehende Bauleitplanung geben und
wiirden eine entsprechende Priifung sehr begriifien.

Gern stehen wir lhnen hierbei fiir weitere Riickfragen und Beratungen einer klimarelevanten
Bauleitplanung gern zur Verfiigung.

Abwdqgungsvorschlag der Verwaltung

Zu Wassersensibles Planung und Bauen:
Im Rahmen der Planung ist eine Entwicklung der Flachen zu extensiven Wiesenflachen vorgesehen.
Somit wird die Wasseraufnahmekapazitat des Bodens moglichst hoch gehalten.

Zu Mehrfachnutzung von beanspruchten Flachen



Bebauungsplan Nr.57 ,Sondergebiet Photovoltaikanlage nordlich Auhofen” Seite 29 von 37

Abwagungsvorschlage zu den Stellungnahmen mit vorgetragenen Einwanden — Anregungen — Hinweisen

Im Rahmen der Planung wurde ein Priifung entsprechender Mehrfachnutzungen der Flache im Sinne
der Errichtung einer Agri-PV Anlage gepriift. Aufgrund des hohen Strombedarfs, insbesondere im
Ballungsraum Miinchen, der zur Verfliigung stehenden Einspeisekapazitidten, der im Vergleich
groReren Anlagenhéhe von Agri-PV Anlagen im regionalen Griinzug (Landschaftsbild) sowie um eine
moglichst effiziente Flachennutzung zu erhalten und somit den gesamtheitlichen Flachenbedarf klein
zu halten, fiel die Abwdgung zu Gunsten einer konventionellen PV-Anlage aus.

Beschlussvorschlag

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Eine Anpassung der Planung ist nicht erforderlich.

Abstimmungsergebnis:

Ja-Stimmen: 16
Nein-Stimmen: 0
Personlich beteiligt: 0
Anwesende Mitglieder: | 16

A.12 PLEdoc GmbH 16.05.2024

Stellungnahme

(...) wir beziehen uns auf lhre o.g. Mafsnahme und teilen lhnen hierzu mit, dass von uns verwaltete
Versorgungsanlagen der nachstehend aufgefiihrten Eigentiimer bzw. Betreiber von der geplanten
Mafinahme nicht betroffen werden:

e OGE (Open Grid Europe GmbH), Essen

e Kokereigasnetz Ruhr GmbH, Essen

e Ferngas Netzgesellschaft mbH (FG), Netzgebiet Nordbayern, Schwaig bei Niirnberg

e Mittel-Europdische Gasleitungsgesellschaft mbH (MEGAL), Essen

e Mittelrheinische Erdgastransportleitungsgesellschaft mbH (METG), Essen

e Nordrheinische Erdgastransportleitungsgesellschaft mbH & Co. KG (NETG), Dortmund
e Trans Europa Naturgas Pipeline GmbH (TENP), Essen

e Uniper Energy Storage GmbH, Diisseldorf: Erdgasspeicher Epe, Eschenfelden,

o Krummhérn

Hinsichtlich der Mafsnahmen zum Ausgleich und zum Ersatz der Eingriffsfolgen entnehmen wir den
Unterlagen, dass die KompensationsmafiSnahmen erst im weiteren Verfahren festgelegt werden bzw.
keine Erwéhnung finden.

Wir weisen darauf hin, dass durch die Festsetzung planexterner Ausgleichsfléchen eine Betroffenheit
von uns verwalteter Versorgungseinrichtungen nicht auszuschliefSen ist. Wir bitten um Mitteilung der
planexternen Fldchen bzw. um weitere Beteiligung an diesem Verfahren.

Mapgeblich fiir unsere Auskunft ist der im Ubersichtsplan markierte Bereich.
Dort dargestellte Leitungsverléufe dienen nur zur groben Ubersicht.

Achtung: Eine Ausdehnung oder Erweiterung des Projektbereichs bedarf immer einer erneuten
Abstimmung mit uns.
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Abwagungsvorschlag der Verwaltung

Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine Anlagen im Geltungsbereich oder dessen direktem Umfeld
bestehen.

Beschlussvorschlag

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Eine Anpassung der Planung ist nicht erforderlich.

Abstimmungsergebnis:

Ja-Stimmen: 16
Nein-Stimmen: 0
Personlich beteiligt: 0
Anwesende Mitglieder: | 16

A.13 Brandschutzdienstelle Landkreis Ebersberg 02.05.2024

Stellungnahme

(...) aufgrund von personellen Verdnderungen in der Brandschutzdienststelle kénnen derzeit nicht alle
Aufgaben aus deren Zusténdigkeitsbereich erfiillt werden.

Bis auf Weiteres werden in erster Linie nur noch Stellungnahmen zum abwehrenden Brandschutz fiir
Baugenehmigungsverfahren bearbeitet. Bei diesen Stellungnahmen kann es auch zu einer verzégerten
Bearbeitung kommen.

Abwdqungsvorschlag der Verwaltung

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Beschlussvorschlag

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Eine Anpassung der Planung ist nicht erforderlich.

Abstimmungsergebnis:

Ja-Stimmen: 16
Nein-Stimmen: 0
Personlich beteiligt: 0
Anwesende Mitglieder: | 16
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B Stellungnahmen mit — Keine Einwéande

B.1 Regierung von Oberbayern — Bergamt Stidbayern 13.06.2024

(...) gegen die Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 57 ,Sondergebiet Photovoltaikpark nérdlich
Auhofen“ sowie 7. Anderung des Flidchennutzungsplans der Gemeinde Anzing bestehen aus
bergrechtlicher Sicht keine Einwendungen.

B.2 Landratsamt Ebersberg - Bauamt 20.06.2024

(...) zu dem Bauleitplanverfahren ,Bebauungsplan Nr. 57 ,Sondergebiet Photovoltaikanlage nérdlich
Auhofen“” in der Fassung vom 25.03.2024 ergeben sich aus baufachlicher sowie aus baurechtlicher
Sicht keine weiteren Anregungen oder Ergdnzungen.

B.3 Polizei Bayern 03.05.2024

(...) aus polizeilicher Sicht habe ich keine Einwdnde gegen euer VVorhaben.

B.4 Erzbischofliches Ordinariat Miinchen 04.06.2024

keine Auferung

B.5 Handwerkskammer Minchen und Oberbayern 12.06.2024

(...) Es bestehen von unserer Seite aus keine Einwdnde

B.6 Kreishandwerkerschaft Ebersberg 06.05.2024

(...) zum o.g. Bebauungsplan werden unsererseits keine Einwendungen vorgebracht.

B.7 Markt Schwaben 31.05.2024

Keine Anregungen

B.8 Gemeinde Poing 22.05.2024

Keine AufSerung

B.9 Regionaler Planungsverband Minchen 11.06.2024

(...) die Geschdftsstelle des Regionalen Planungsverbandes Miinchen teilt mit, dass zum o. g. Vorhaben
keine regionalplanerischen Bedenken angemeldet werden.

B.10 Bayernets GmbH 03.05.2024

(...) im Geltungsbereich lhres o. g. Verfahrens sowie auf der externen Ausgleichsfldche (FIl. Nr. 1554 der
Gemarkung Anzing) — wie in den von lhnen libersandten Planunterlagen dargestellt — liegen keine
Anlagen der bayernets GmbH. Aktuelle Planungen der bayernets GmbH werden hier ebenfalls nicht
beriihrt.

Wir haben keine Einwdnde gegen das Verfahren.

B.11 Storengy Deutschland GmbH 14.05.2024

(...) Eine Uberpriifung ergab, dass durch die geplanten MafSinahmen keine Betriebseinrichtungen und
betrieblichen Aktivitdten der Storengy Deutschland GmbH beeintréichtigt werden.
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B.12 Bayernwerke Natur GmbH 13.06.2024

(...) seitens der Bayernwerk Natur GmbH bestehen keine Einwdnde oder Bedenken bzgl. des o.g. BP 57
sowie der 7. Anderung des FNP.

B.13 IHK Miinchen und Oberbayern 04.06.2024

(...) ortsplanerische oder stddtebauliche Einwendungen oder Hemmnisse, die gegen die Ausweisung
eines Sondergebiets mit Zweckbestimmung "Photovoltaik" nach § 11 Abs. 2 BauNVO spréichen, sind
nicht zu erkennen. Viel mehr spricht sich die Industrie- und Handelskammer fiir Miinchen und
Oberbayern klar fiir Erneuerbare Energien, wie in diesem Fall Photovoltaik, aus und begriifst den
Ausbau dieser.

Mit der 7. Anderung des Fldchennutzungsplans und der Aufstellung des Bebauungsplans Nr.
57 ,Sondergebiet Photovoltaikpark nérdlich Auhofen” besteht aus Sicht der gewerblichen Wirtschaft
Einversténdnis.

B.14 gKu VE Munchen Ost 07.06.2024

(...) keine Einwédnde/Anregungen/Hinweise gegen die 7. Anderung des Flichennutzungsplans und
Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 57, ,Sondergebiet PV-Park, nérdlich von Auhofen “ durch die
Gemeinde Anzing.

Das Plangebiet ist schmutzwassertechnisch nicht erschlossen. Eine ErschliefSung durch VE[MO ist auch
nicht vorgesehen.

Teilen Sie uns bitte mit, wenn Fldchennutzungs- und Bebauungsplan rechtskrdiftig sind.

B.15 Exxon Mobil Production Deutschland GmbH 06.05.2024

(...) wir schreiben Ihnen im Auftrage der BEB Erdgas und Erdél GmbH, der Mobil Erdgas-Erd6l GmbH
(MEEG) und der Norddeutschen Erdgas-Aufbereitungs-Gesellschaft mbH (NEAG) und danken fiir die
Beteiligung in 0.g. Angelegenheit.
Wir méchten Ilhnen mitteilen, dafs Anlagen oder Leitungen der oben genannten Gesellschaften von dem
angefragten Vorhaben nicht betroffen sind.

B.16 Ericsson Services GmbH 03.05.2024

(...) Die Firma Ericsson wurde von der Deutschen Telekom Technik GmbH beauftragt, in ihrem Namen,
Anfragen zum Thema Trassenschutz zu bearbeiten.

Bei den von lhnen ausgewiesenen Bedarfsfldchen hat die Firma Ericsson beziiglich ihres Richtfunks
keine Einwdnde oder spezielle Planungsvorgaben.

Diese Stellungnahme gilt fiir Richtfunkverbindungen des Ericsson — Netzes und fiir
Richtfunkverbindungen des Netzes der Deutschen Telekom.

Bitte richten Sie Ihre Anfragen ( Ericsson & Deutsche Telekom ) ausschliefSlich per Email an
die: bauleitplanung@ericsson.com

B.17 SWM Infrastruktur - Stadtwerke Miinchen 06.05.2024

(...) Die 7. Anderung des Flichennutzungsplanes und den Bebauungsplan Nr. 57 haben wir ohne
Einwéinde Kenntnis genommen.

Innerhalb des rdumlichen Geltungsbereiches befinden sich keine Versorgungsanlagen unseres
Unternehments.

Schalten Sie uns weiterhin in das Verfahren mit ein.


mailto:bauleitplanung@ericsson.com
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Bei Riickfragen stehe ich Ihnen gerne unter der Tel.: 089/2361-6132 zur Verfiigung.
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B.18 Gemeinde Vaterstetten 26.06.2024

(...) in der gestrigen Bau- und StrafSenausschusssitzung am 25.06.2024 wurden die oben genannten
Bauleitplanverfahren behandelt. Es wurde folgender Beschluss gefasst: Die Belange der Gemeinde
Vaterstetten sind durch die Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 57 und der 7. Anderung des
Fldchennutzungsplans fiir das Gebiet ,,Sondergebiet Photovoltaikpark nérdlich Auhofen” der
Gemeinde Anzing nicht betroffen.

C Keine eingegangenen Stellungnahmen

Von der Gemeinde zu ergénzen!



	A Abwägung der Stellungnahmen
	A.1 Regierung von Oberbayern – Brand- & Katastrophenschutz 08.05.2024
	A.2 Regierung von Oberbayern – 24.2 Landes- & Regionalplanung 27.05.2024
	A.3 Eisenbahn-Bundesamt 10.05.2024
	A.4 Landratsamt Ebersberg – untere Naturschutzbehörde 13.06.2024
	A.5 Landratsamt Ebersberg – Wasserrecht, staatl. Abfallrecht, Immission. 12.06.2024
	A.6 Amt für Ernährung, Landwirtschaft & Forsten – Ebersberg-Erding 12.06.2024
	A.7 Amt für Digitalisierung, Breitband und Vermessung - Ebersberg 03.05.2024
	A.8 Wasserwirtschaftsamt Rosenheim  11.06.2024
	A.9 Wasserwirtschaftsamt Rosenheim – Sachgebiet 1.2/1.3 22.12.2023
	A.10 Wasserversorgung Forst Nord 10.06.2024
	A.11 Energie Agentur - Ebersberg  München 14.06.2024
	A.12 PLEdoc GmbH 16.05.2024
	A.13 Brandschutzdienstelle Landkreis Ebersberg 02.05.2024
	B Stellungnahmen mit – Keine Einwände
	B.1 Regierung von Oberbayern – Bergamt Südbayern 13.06.2024
	B.2 Landratsamt Ebersberg - Bauamt 20.06.2024
	B.3 Polizei Bayern 03.05.2024
	B.4 Erzbischöfliches Ordinariat München 04.06.2024
	B.5 Handwerkskammer München und Oberbayern  12.06.2024
	B.6 Kreishandwerkerschaft Ebersberg 06.05.2024
	B.7 Markt Schwaben 31.05.2024
	B.8 Gemeinde Poing 22.05.2024
	B.9 Regionaler Planungsverband München  11.06.2024
	B.10 Bayernets GmbH 03.05.2024
	B.11 Storengy Deutschland GmbH 14.05.2024
	B.12 Bayernwerke Natur GmbH 13.06.2024
	B.13 IHK München und Oberbayern 04.06.2024
	B.14 gKu VE München Ost 07.06.2024
	B.15 Exxon Mobil Production Deutschland GmbH 06.05.2024
	B.16 Ericsson Services GmbH 03.05.2024
	B.17 SWM Infrastruktur - Stadtwerke München 06.05.2024
	B.18 Gemeinde Vaterstetten 26.06.2024
	C Keine eingegangenen Stellungnahmen

